
Gemeinderatssitzung 10.11.2020 – öffentlicher Teil 

 
 

Protokoll 
über die, am Dienstag den 10.11.2020,  

um 18 Uhr 
im Stadtsaal Pressbaum 

stattgefundene 
ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

ÖFFENTLICHER TEIL 
 
Fraktion ÖVP:  Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, StR Jutta Polzer, StR Markus 

Naber MA MSc, StR DI Friedrich Brandstetter, GR Susanne 
Stejskal, GR Nikolaus Niemeczek BSc, StR Thomas Tweraser , GR 
Ing. Jochen Pintar 

Fraktion GRÜNE:   GR Ingrid Burtscher, StR Philip Renner, GR Christine Leininger, 
GR Mag. Elisabeth Reinthaler MSc,  

Fraktion SPÖ:  StR Reinhard Scheibelreiter, GR Katharina Krenn, GR Anton 
Strombach, GR Ing. Thomas Ded, GR Dr. Peter Großkopf, GR 
Ingeborg Holzer 

Fraktion WIR:  StR Wolfgang Kalchhauser, StR Maria Auer, GR Ing. Manfred 
Woletz, GR Günter Fahrner, GR Martin Eberl 

Fraktion FPÖ:   
  
 
Entschuldigt: Vizebgm. Irene Wallner-Hofhansl (ÖVP), GR Mag. Ulrich 

Grossinger (ÖVP), GR Hebenstreit Manfred (ÖVP), GR Felix 
Renner (GRÜNE), GR Dr. Christina Ecker (GRÜNE), StR Alfred 
Gruber (SPÖ), Vizebgm. Michael Sigmund (GRÜNE), GR Anna-
Leena Krischel bakk.phil.(FPÖ), GR Florian Kleinhagauer (ÖVP) 

 
 
Entschuldigt   
verspätet:    
 
Frühzeitig verlassen:  
Auskunftspersonen: StADirin. Andrea Hajek 
Schriftführerin:  Evelyn Stattin  
Beginn:   18.00 Uhr 
Ende:    19:37 Uhr 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 
erfolgt, die Beschlussfassung ist gegeben.  
 
Es liegen 4 Dringlichkeitsanträge vor:  
 

1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 10.11.2020 eingebracht von StR Tweraser bzgl. 
Homeofficeplätze.  
 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
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Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 18 statt.  
 

2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 10.11.2020 eingebracht von GR Ingeborg Holzer bzgl. 
Grippeimpfung für Pressbaumer Bürger zwischen 60 und 65 Jahren.   
 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: StR Tweraser 
Mehrheitlich angenommen 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 18 a statt.  
 
 

3. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 10.11.2020 eingebracht von GR Niemeczek BSc bzgl. der 
Stadtbibliothek Pressbaum.  
 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 18 b statt.  
 

4. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 10.11.2020 eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner 
bzgl. Schrägparkordnung in der Josef Kremslehner Gasse.   

 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 18 c statt. 
 
Nunmehr wird in die Tagesordnung wie folgt eingegangen: 
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TAGESORDNUNG 
Öffentlicher Teil: 

 
1. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung (30.09.2020) 

2. Bericht Prüfungsausschuss 

3. Entsendung eines Ortsvertreters im Sinne §9 Abs.1 NÖ Grundverkehrsgesetz 

2007 (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

4. Entsendung Abwasserverband Anzbach-Laabental (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

5. Beschluss NTR-VA 2020 (StR Naber MA MSc) 

6. Vertrag NÖ Straßenbauabteilung – WVA Straßenquerungen (Vizebgm. Sigmund) 

7. Auftragsvergabe ABA Dr. Niedermayr-Gasse (Vizebgm. Sigmund)  

8. Auftragsvergabe WVA Hauptstraße (Vizebgm. Sigmund) 

9. Grundabtretung Rekawinkel Radweg (Vizebgm. Sigmund) 

10. Annahme Fördervertrag für Radinfrastruktur und E-Ladestation (Vizebgm. 

Sigmund) 

11. Zutritt mit Skarabäus APP zum WSZ Wienerwald (StR Kalchhauser) 

12. Erweiterung des bestehenden Druckervertrages um zwei Geräte (StR Tweraser) 

13. VS-Sommerbetreuung 2020 – Zusatzkosten (GR Niemeczek BSc) 

14. VS-Schulmöbelankauf (GR Niemeczek BSc) 

15. Kleinstkindbetreuung Uferzeile (GR Niemeczek BSc) 

16. KIGA  (GR Niemeczek BSc) 

17. Bericht: Jahresbericht PKomm (GR Ing. Woletz)  

18. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

19. Berichte 
 

Zu Top 1 – Entscheidung über Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 
 
Es liegen keine Einwendungen zum Protokoll der Sitzung vom 30.09.2020 vor. Das 
Protokoll ist somit genehmigt. 
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zu Top 2 – Bericht Prüfungsausschuss 
Aufgrund der gesetzlich vorgeschrieben Aufgabe, die Gebarung der Gemeinde zu prüfen, 
obliegt es dem Prüfungsausschuss den Budgetvoranschlag bzw. den Nachtragsvoranschlag 
auf Basis der vorliegenden Fakten in Bezug auf Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu beurteilen. 
Der vorliegende Nachtragsvoranschlag 2O2O weist gegenüber dem VA2020 eine 
Verschlechterung des Nettoergebnisses um 2.235.7OO € auf. Statt dem im Herbst 2019 nach 
den Vorgaben des Landes und unter der Annahme einer wirtschaftlich positiven Entwicklung 
erstellten VA 2020 wird nun statt dem veranschlagten Überschuss von 1.943.900 € im NVA 
2020 ein Abgang von 291.800 € erwartet. 
Diese Verschlechterung ergibt sich dadurch, dass der aus dem aoH stammende Überschuss 
im RA 2019 nicht im Ergebnishaushalt 2020 aufscheint, weil es im VA 2020 keine 
Vermögensdarstellung gibt. Erst mit der Erstellung der Eröffnungsbilanz wird dieser 
Überschuss als Kassenbestand als Aktiva enthalten sein. 
Trotz eines Corona bedingten Rückgangs der Ertragsanteile um 676.600 € (-10%) und der 
Kommunalsteuer um 30.000 € stiegen im NVA 2020 gegenüber dem VA2O2O die Erträge in 
Summe um 359.200 €. Vor allem in der Budgetgruppe 8 (Dienstleistungen, +235.200 €), der 
Gruppe 2 (Unterricht, Erziehung,+276.800 €), der Gruppe 6 (Straßen, Wasserbau, + 149.000 €) 
und der Gruppe 1 (Sicherheit +84.300 €). Dem gegenüber erhöhte sich der Aufwand 
insbesondere in der Gruppe 9, Finanzwirtschaft um 2.594.900 € vor allem durch die als 
Haushaltsausgleich verbuchte Übernahme aus 2019 in der Höhe von 2.540.200 €. Dadurch 
stieg der Gesamtaufwand um 2.594.900 € und bewirkte den nun erwarteten 
Abgang von 291.800 €. 
Die Ertragssteigerung in der Gruppe 1 resultiert aus einer Umsatzsteuerrückvergütung. Der 
Mehraufwand in der Gruppe 0 bei den Bezügen der Organe beruht auf einer Vergrößerung des 
Gemeindevorstands um einen ÖVP-Stadtrat. Statt 10 Mitglieder wie im VA2020 angenommen, 
hat der Vorstand nunmehr 11 Mitglieder und damit die Maximalzahl erreicht. Das Minimum läge 
bei 7 Vorstandsmitgliedern. 
Der Prüfungsausschuss empfiehlt, die Kosten für den Gemeindevorstand und die 
Ausschussvorsitzenden, insbesondere durch Besetzung von Ausschussvorsitzenden durch 
Stadträte, hinsichtlich Einsparungsmöglichkeiten zu prüfen. 
Durch die negative Entwicklung des Nettoergebnisses im NVA 2020 verringert sich auch die 
freie Finanzspitze, also die Finanzierungsfähigkeit der Gemeinde von 2.377.4OO € im VA 2020 
auf 334.000 € im NVA 2020 und deren Quote sinkt von 12,38 % auf 1,71%. ln gleicher Weise 
reduzierte sich die Quote der Eigenfinanzierung, die bereits im VA 2020 mit 97,31% unter 100 
% lag, auf nunmehr 88,68 %. Das bedeutet, dass neue Investitionen nur durch 
Neuverschuldung finanziert werden können und sich die Notwendigkeit einer Konsolidierung 
des Gemeindehaushalts abzeichnet. 
Aus diesem Grund hat die Stadtamtsdirektorin im Einvernehmen mit dem Finanzstadtrat und 
seiner Stellvertreterin nach Rücksprache mit dem Land für den Voranschlag 2O2I verfügt, dass 
dabei das Hauptaugenmerk auf die laufenden Pflichtauszahlungen und auf absolut notwendige 
Investitionen gelegt wird und die Abteilungen um deren Erhebung und Bekanntgabe ersucht. 
Weiters sollen nach Vorgabe des Landes im ersten Halbjahr 2021 möglichst keine neuen 
Projekte begonnen werden. 
Der Prüfungsausschuss schließt sich als Empfehlung diesen für den zu erstellenden VA 2021 
vorgesehenen Maßnahmen an und empfiehlt im Zuge der völligen Umstellung auf die VRV 
2015 nach Fertigstellung der Eröffnungsbilanz in geeigneter Weise die Prüfung der 
Möglichkeiten einer weitergehenden Konsolidierung des Gemeindehaushalts zu veranlassen. 
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zu Top 3 – Entsendung eines Ortsvertreters im Sinne §9 Abs. 1 NÖ 
Grundverkehrsgesetz 2007 
Folgende Personen werden für die Entsendung vorgeschlagen: 
Die Fraktion ÖVP schlägt Frau Verena Brabec- Wolf vor.  

Die Fraktion SPÖ schlägt Herrn Manfred Rieger als Ortsvertreter vor.  

 
Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag:  
Der GR möge Fr. Verena Brabec-Wolf, als OrtsvertreterIn im Sinne des §9 Abs. 1 NÖ 

Grundverkehrsgesetzt 2007, entsenden.  

Dafür: Mehrheit d. GR  

Stimmenthaltung:  Fraktion SPÖ, Fraktion WIR! 
 
zu Top 4 – Entsendung für den Abwasserverband Anzbach-Laabental 
Folgende Personen werden für die Entsendung vorgeschlagen:  

Als Vorstand aus der Fraktion ÖVP: Ing. Jochen Pintar  

Als Mitglied aus der Fraktion SPÖ: Ing. Anton Strombach  

 

Der Bürgermeister stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Entsendung von Ing. Jochen Pintar in den Vorstand und 

Ing. Anton Strombach als Mitglied in den Abwasserverband Anzbach-Laabental 

zustimmen. 

Entscheidung: 
Dafür: Einstimmig 
 
zu Top 5 – Beschluss NTR-VA 2020 

Sachverhalt (vorbereitet von StR Naber MA MSc/M.Tschebul) 
Der NTR-Voranschlag für das Haushaltsjahr 2020 liegt vom 16.10.2020 bis 30.10.2020 zur 
öffentlichen Einsichtnahme auf. Die Kundmachung über die Auflage des Voranschlages wurde 
am 15.10.2020 öffentlich kundgemacht. Der vorliegende NTR-VA 2020 ist in der Sitzung des 
Finanzausschusses am 20.10.2020 und in der Sitzung des Stadtrates am 21.10.2020 vor zu 
beraten und soll in der GR Sitzung am 10.11.2020 beschlossen werden. 
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Der NTR-Voranschlag 2020 weist folgende Gesamtbeträge aus: 
 
Finanzierungshaushalt:  
Mittelaufbringung: € 23.553.800,00 
Mittelverwendung: € 25.903.500,00 
Differenz:  €  -2.349.700,00 
 
Ergebnishaushalt: 
Mittelaufbringung: € 20.257.900,00  
Mittelverwendung: € 20.549.700,00 
Differenz Nettoergebnis: -291.800,00 
 
 
Laut Auskunft des Amtes der Landesregierung (30.07.2020), wurden die Abgabenertragsanteile 
um 10% vermindert (siehe Vorbericht). 

In der Auflage wurden die wichtigsten Einnahmenpositionen bei Wasser und Kanal entsprechend 
der 3. Quartalsvorschreibung 2020 auf Basis der geltenden Gebührenverordnungen geschätzt.  

 

Änderungen mit Umstellung von VRV 1997 auf VRV 2015  

Zur Dokumentation der Summe des Überschusses RA 2019: 

 

 

 

im Zuge der RA Beratungen NÖLR am 02.03.2020 (Informationsblatt) wurde auch die Beratung für einen 
zwingend zu erstellenden NTR-VA 2020 (Umstellung VRV 1997 auf VRV 2015) durchgeführt. 
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• Buchungen von ausgewiesenen IST-Überschüssen/Fehlbeträgen von Projekten des aoH lt. RA 
2019 müssen im NTR-VA 2020 dargestellt und auch tatsächlich per 01.01.2020 eingebucht 
werden. Diese Buchungen wurden mit Zahlweg Verrechnung in gleicher Höhe Einnahmen wie 
Ausgaben durchgeführt und budgetiert – daher keine Auswirkung im NTR-VA. 

Überschuss: 

6/……….+829960 –  Übernahme 2019 IST-Ü aoH MIT entsprechendem Projekt und Projektcode 1 – Summe 2.540.267,74 

1/981000-729960 - Übernahme 2019 IST-Ü aoH-  oH Summe 2.540.267,74 

Fehlbetrag: 

5/……….-729960 – Übernahme 2019 IST-Abgang aoH MIT entsprechendem Projekt und Projektcode 1 – Summe 190.579,56 

2/981000+829960 -  Übernahme 2019 IST-Abgang aoH – oH Summe 190.579,56 

Der gesamte Überschuss des RA 2019 € 2.349.688,18 wird über die Kassenbestände in der 
EB (per 01.01.2020 aber Beschluss erst voraussichtlich 2021!) dargestellt. In den 
Kassenbeständen 2020 ist die Summe natürlich enthalten. Daher MUSS dieser Überschuss 
aus dem Jahr 2019 im NTR-VA 2020 als MINUS DIFFERENZ von gerundet €-2.349.700,00 
aufscheinen. Der Überschuss steckt im Vermögenshaushalt (keine Darstellung in VA/NTR-VA) 
und wird erst mit Beschluss und Erstellung der EB per 01.01.2020 wieder ausgeglichen. 

Der Investitions-NW stellt sich ausgeglichen dar, es wurden gemäß Beratung Korrekturen 
vorgenommen, denn es dürfen NUR Ausgaben für vermögenswirksame Investitionen in einem 
Projekt dargestellt werden! 

Es wurden Förderungen für KIG COVID 19 in Höhe von € 611.500,00 (Auswirkung auf den 
Gemeindehaushalt) beantragt. Durch diese Förderungen konnten € 403.400,00 für den 
Ausgleich des operativen HH aus dem, per 31.12.2019 zu gebuchten Überschuss von € 
655.930,60, trotz Investitionen, wieder rückgebucht werden. 
 
Es wurde eine Stellungnahme innerhalb der Auflagefrist eingebracht. 
 
StR Naber MA MSc stellt den  
Antrag:  

Der Gemeinderat möge, den NTR-Voranschlag 2020 incl. mittelfristigen Finanzplan bis 2024, sowie den  
Dienstpostenplan 2020, die Deckungsfähigkeit der Personalkosten, sowie Ausgaben 
mit sachlichem und verwaltungsmäßigem Zusammenhang und die Gemeindesteuern 
beschließen. 
 
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: GR Dr. Großkopf, StR Scheibelreiter, GR Krenn, GR Ing. Strombach, GR Ing.  
Ded, GR Holzer,  
Enthaltungen: StR Kalchhauser, StR Auer, GR Fahrner, GR Ing. Woletz, GR Eberl 
Mehrheitlich angenommen 
 
Stellungnahme der SPÖ  
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Präsentationsunterlagen von Hrn. StR Naber MA MSc liegen dem Protokoll bei.  
 
 
zu Top 6 – Sondernutzungsvertrag Landes- und Bundesstaßen / WVA 
Straßenquerungen  
 
SACHVERHALT (Vizebgm. Sigmund / W. Dibl) 
 
Für die geplanten Arbeiten an der öffentlichen Wasserleitung im Bereich der Hauptstraße 
ist ein Sondernutzungsvertrag abzuschließen. Die Arbeiten beinhalten 3 Querungen für 
die Hauptleitung in den Bereichen km 8,840, 9,620 und 14,335. 
 
Der diesbezügliche Vertrag liegt zur Gegenzeichnung vor. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Sondernutzungsvertrag mit der NÖ Straßenverwaltung zur 
Verlegung der öffentlichen Wasserleitung zustimmen. 
 
Entscheidung: 
Dafür: Einstimmig 
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zu Top 7 –  Auftragsvergabe zu Abwasserbeseitigungsanlage 
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wird abgesetzt 
 
 
 
zu Top 8 – Auftragsvergaben zu Wasserversorgungsanlage 
 
SACHVERHALT (Vizebgm. M. Sigmund / W. Dibl) 
 

a) Hauptstraße 
Im Zuge der Neuherstellung des Hausanschlusses für ONR 121 A ist es auch 
beabsichtigt Teile der Hauptleitung zu erneuern. Die Erneuerung beinhaltet zusätzlich 2 
Straßenquerungen, den Anschluss der AURA und jenen für Haitzawinkel. 
Diesbezügliche Leistungen sind im Leistungsbild des Kontrahentenvertrages beinhaltet. 
 
Die Bedeckung ist unter 5/850190-004000 Sanierungsprojekt 2014-2017 WVA gegeben 
(BEDW 38/2020). 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag:  
Der GR möge die Beauftragung an die Firma BRAUNIAS über die Erneuerung der 
Hauptleitung nächst dem Abgabeschacht „Altenheim“ samt neuen Hausanschlüssen für 
ONR 119 und 121 A sowie für den Ortsbereich Haitzawinkel in der Höhe von max. EUR 
82.000 inkl.Ust. beschließen. 
 
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
 
 

b) div. Salbachventile  
Im Zuge des jährlichen Zählertausches wurde defekte Absperrventile gemeldet. Deren 
Funktion ist für eine etwaige Absperrung der Liegenschaft unbedingt notwendig. 
Folgende Absperrungen wären zu erneuern. 

• Dr Rosenfeld-Gasse  10 
• Friedrich Kulf-Gasse 4 
• Klaghoferstraße 9 
• Forsthausstraße 61 

 
Diesbezügliche Leistungen sind im Leistungsbild des Kontrahentenvertrages beinhaltet. 
Diesbezügliche Kostenschätzungen liegen vor. 
 
Die Bedeckung ist unter 5/850190-004000 Sanierungsprojekt 2014-2017 WVA gegeben. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag:  
Der GR möge die Beauftragung an die Firma BRAUNIAS über die Erneuerung von 4 
Salbachventilen (Absperrungen für die Liegenschaft) in der Höhe von max. EUR 12.500 
inkl.Ust. beschließen. 
 
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
 
zu Top 9 – Grundabtretung Rekawinkel Radweg  
wird von der Sitzung abgesetzt 
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zu Top 10 – Fördervertrag für Radinfrastruktur und E-Ladestation  

Sachverhalt (vorbereitet von GR Reinthaler/E.Stattin)  

Das durch Stadtgemeinde Pressbaum beantragte Projekt „Übergreifendes 
Mobilitätsprojekt – Radinfrastruktur – E-Ladestation“ wurde dem Klima- und 
Energiefonds vorgelegt und positiv beurteilt. Zur Annahme des Fördervertrages ist eine 
entsprechende Annahmeerklärung durch den GR erforderlich.  
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Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Antrag:  

Der Gemeinderat möge die Annahme des Fördervertrages der KPC GmbH für das 
Projekt „Übergreifendes Mobilitätsprojekt – Radinfrastruktur – E-Ladestation“ 
beschließen.  

Entscheidung:  

Dafür: Einstimmig 

 

zu Top 11 – Zutritt mit Skarabäus APP zum WSZ Wienerwald  

Sachverhalt (vorbereitet von StR Kalchhauser) 

An den Pressbaumer Gemeinderat 

Sehr geehrte Damen! 

Sehr geehrte Herren! 

Die sogenannte E-Card wurde ausschließlich für den Austausch medizinischer Daten konzipiert.  

Für die Verwendung von Spielautomaten, Einkaufs- oder Abfallsammelzentren war sie 
ursprünglich nicht gedacht.  

Besonders beim Datenschutz haben viele Experten gemischte Gefühle; das „Hacken“ digitaler 
Systeme wurde zur gängigen Datenmanipulation.  

Kein Politiker oder Wirtschaftsunternehmen darf sich anmaßen, die Verantwortung über die 
Daten der Bürgerinnen und Bürger zu übernehmen.  

Gegenantrag von Bgm. Schmidl-Haberleitner:  

Der Gemeindeverband für Abfallbeseitigung (GVA Tulln) besteht derzeit aus 26 
Mitgliedgemeinden und es werden über den Gemeindeverband Tulln bereits mehrere 
Sammelzentren erfolgreich mit dem E-Card System betrieben. Im Falle einer 
gewünschten Umstellung ist unter anderem folgendes erforderlich: 

1.) Analyse der derzeitigen Lage 
2.) Gespräch mit den ebenfalls betroffenen Nachbargemeinden 

Tullnerbach und Wolfsgraben ob sie ebenfalls eine solche Umstellung wollen. 
3.) Erhebung der notwendigen Kosten einer beabsichtigten Umstellung 
4.) Analyse andere Systeme (z.B. Pressbaum Card) 
5.)  Formulierung eines Antrages an den GVA Tulln 

 

Der Sachverhalt soll im Ausschuss für Digitalisierung behandelt und insbesondere das 
Einvernehmen mit den betroffenen Nachbargemeinden sowie dem GVA Tulln zum 
Zwecke einer Beschlussfassung durch den Gemeinderat hergestellt werden.   

Entscheidung:  
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Dafür: Einstimmig 

 

StR Kalchhauser stellt den  

Antrag:  

Der Gemeinderat möge, das Zutrittssystem für das örtliche Altstoffsammelzentrum dem 
Neulengbacher System „Skarabäus“ anzupassen, beschließen.  

Entscheidung:  

Kommt nicht zur Abstimmung 

Wortmeldung: StR Tweraser, GR Ing. Strombach, StR Kalchhauser, GR Ing. 
Pintar, GR Burtscher, GR Ing. Ded,  
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Bgm. eröffnet die Sitzung nach einer 10-minütigen Pause 
 

zu Top 12 - Erweiterung des bestehenden Druckervertrages um zwei Geräte 

(vorbereitet von StR Tweraser/Mag. Stefan Wallner) 
 

In der Gemeinderatssitzung vom 13.05.2020, Top 14 wurde die Vertragserrichtung für 
die Erneuerung der gesamten Druckerflotte beschlossen. Hierbei wurde sowohl ein 
Canon-Wartungsvertrag als auch ein Leasingvertrag mit der BNP-Paribas für die 
Drucker beschlossen. 

Ergänzend zu diesen Verträgen, sollen zwei weitere Drucker in das bestehende 
Vertragswerk eingebunden werden, weshalb der Canon-Vertrag erweitert und der 
Leasingvertrag neu aufgesetzt wird. 

Angeschafft werden soll ein neuer Drucker (imageRunner advance dx c5735i) für das 
Stadtamt, da der ursprüngliche Stadtamtsdrucker in die Bürgerservicestelle verlegt 
wurde. Zusätzlich soll ein Drucker (LBP710Cx) für das Büro der Stadtamtsdirektion 
angeschafft werden. 

Der neu errichtete Vertrag mit der BNP Paribas enthält die zwei genannten Drucker als 
zusätzliche Vertragsobjekte, wodurch die monatlichen Bruttokosten um 207,6€ 
gegenüber dem bisher gültigen Leasingvertrag steigen. 

Der Canon Service-Vertrag wird ebenfalls um die zwei Geräte erweitert, wodurch die 
laufenden Kosten um 87,92€/brutto/Monat steigen und einmalige Kosten von 
187,32€/brutto anfallen. 

 

Canon-Vertragserweiterung + Leasing für zwei zusätzliche Drucker 
Produkt einmalige Kosten €/netto einmalige Kosten €/netto 
Gerätevergütung Drucker 1 147,94 177,53 
Gerätevergütung Drucker 2 8,16 9,79 
Kosten gesamt 156,1 187,3 
Produkt laufende Kosten Monat/netto laufende Kosten Monat/brutto 
Pauschale (Seiten) Drucker 1 28,87 34,64 
Pauschale (Seiten) Drucker 2 19,30 23,16 
MSP Essentials Managed Service 15,00 18,00 
MSP Essentials Managed Service 8,00 9,60 
Umwelt & Entsorgungspauschale 2,10 2,52 
Leasing BNP Paribas 173,00 207,60 
Kosten gesamt 246,3 295,5 

  

Per 07.10.2020 ist die Bedeckung auf der Haushaltsstelle 1/211000-705000 mit 
17.040,52€ gegeben.  
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Beilagen:  
 

• Angebot und Zusatzvertrag zum Support- und Servicevertrag der Fa. Canon        
• Leasingvertrag der BNP Paribas. 

 
StR Tweraser stellt den  
Antrag: 

1. Der Gemeinderat möge die Vertragserweiterung zu dem am 13.05.2020 im 
Gemeinderat beschlossenen Canon-Support- und Servicevertrag für zwei 
zusätzliche Drucker zu den oben angeführten Konditionen beschließen. 
 

Entscheidung:  

Dafür: Mehrheit d. GR 

Stimmenthaltung: StR Scheibelreiter 

Mehrheitlich angenommen 

 

StR Tweraser stellt den  
 

2. Zusätzlich möge der Gemeinderat die Erneuerung des am 13.05.2020 
beschlossenen BNP-Leasingvertrages, welcher nunmehr die zwei zusätzlichen 
Drucker beinhaltet, zu den oben angeführten Konditionen beschließen. 
 

Entscheidung:  

Dafür: Einstimmig 

 
zu Top 13 – VS Sommerbetreuung 2020 – Zusatzkosten 

Sachverhalt (vorbereitet von GR Niemeczek BSc/ M.Riedinger) 

Es handelt sich um die Ferienbetreuung an unserer Volksschule Pressbaum im Sommer 

2020. 

Vor kurzem wurde die Stadtgemeinde Pressbaum vom Hilfswerk NÖ informiert, dass bei 

der Förderung dazu, eine Änderung eingetreten ist. 

Ab sofort müssen die Gemeinden selbst bei der Bildungsdirektion NÖ um Förderung 

ansuchen. 

Ein entsprechendes Förderansuchen dazu wurde bereits mit 30. 09. 2020 gestellt. 

Dazu wurden im Gemeinderat am 10. Juni 2020 Kosten der Stadtgemeinde Pressbaum 

in Höhe von € 6.511,40 lt. Abrechnung des Hilfswerks NÖ beschlossen. Bei dieser 

Abrechnung war ein Förderbetrag von € 5.000,00 bereits enthalten. 
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Hier liegt eine aktualisierte Rechnung vom Hilfswerk NÖ vor, wobei ein Differenzbetrag 

von der Stadtgemeinde Pressbaum in Höhe von € 4.635,64 zu leisten ist. 

Eine Bedeckung ist unter der HHSt 1/211000-755000 gegeben. 

Eine positive Empfehlung des Ausschusses dazu liegt vor. 

 

GR Niemeczek BSc stellt den  

Antrag: 

Die Gemeinderat möge den Beschluss fassen, den Differenzbetrag für die 

Ferienbetreuung 2020 in Höhe von € 4.635,64 an das Hilfswerk NÖ zu leisten. 

Entscheidung:  

Dafür: Einstimmig 

Abstimmung finde ohne StR Polzer statt.  

 

zu TOP 14 – VS Pressbaum Schulmöbelkauf  

Sachverhalt (vorbereitet von GR Niemeczek BSc/ M.Riedinger) 

Frau Dir. Köllner möchte weitere Möbel für die Volksschule Pressbaum. Dazu liegt ein 

Angebot der Firma Conen – 6233 Kramsach vor. 

Die Firma Conen ist bei der Bundesbeschaffung (BBG) erstgehreihte Firma in Sachen 

Schulmöbel österreichweit. Daher ist kein weiterer Vergleich mit anderen Firmen 

notwendig, da die erforderlichen Ausschreibungen dazu laufend von der BBG gemacht 

werden. 

Es handelt sich dabei um eine Bruttosumme von € 1.578,95. 

Eine Bedeckung ist unter der HHSt 1/211000-042000 gegeben. 

Eine positive Ausschussempfehlung dazu liegt vor. 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Gegenantrag:  

Den Sachverhalt nochmals im Ausschuss zu behandeln und prüfen, ob der Möbelankauf 

tatsächlich notwendig ist und welche Möbel angekauft werden sollen. 
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Dafür: Einstimmig 

Den GR Niemeczek BSc stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat möge den Beschluss fassen, diverse Möbel laut Angebot Fa. Conen 

vom 21.10.2020 für die Volksschule Pressbaum mit einer Gesamtbruttosumme von € 

1.578,95 anzukaufen. 

Entscheidung:  

Kommt nicht zur Abstimmung. 

Wortmeldungen: GR Ing. Woletz, StR Tweraser, GR Niemeczek BSc, GR Dr. 
Großkopf, StR Kalchhauser, StR Naber MA MSc, GR Reinthaler, StR Scheibelreiter, 
GR Krenn, StR Auer,  

 

zu Top 15 – Kleinstkindbetreuung Uferzeile 

wird abgesetzt 

zu Top 16 – KIGA  
 
Sachverhalt (vorbereitet von GR Niemeczek BSc/ M.Riedinger) 
Seitens des Sacré Coeurs gab es für das neue Kindergartenjahr 2020/2021 eine 

Tariferhöhung, welche wie folgt aussieht: 

 

Halbtags 07:00 bis 12:30 Uhr                € 189,00 statt € 180,00 

Nachmittags 07:00 bis 15:00 Uhr     € 194,00 statt € 185,00 

Nachmittags 07:00 bis 17:00 Uhr     € 213,00 statt € 203,00 

 

Diese Preise sind ausschließlich Betreuungskosten. Das Mittagessen wird lt. 

Gemeinderatsbeschluss vom 17.06.2019, direkt mit dem Essensanbieter verrechnet. 

Da die Stadtgemeinde Pressbaum den Eltern der Kinder, welche im Sacré Coeur einen 

von der Stadtgemeinde Pressbaum angemieteten Platz haben, die Tarife aus den NÖ 

Landeskindergärten weiterverrechnet, ist die Differenz der Beträge von der 

Stadtgemeinde Pressbaum zu zahlen. 

Die genauen Betreuungszeiten werden am Anfang des Jahres für jedes Kind erhoben, 

um eine genaue Abrechnung zu ermöglichen. 
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Die aktuellen Tarife in den NÖ Landeskindergärten Pressbaum gestalten sich wie folgt: 

bis 20 Stunden Nachmittagsbetreuung   € 55,-- monatlich 

bis 40 Stunden Nachmittagsbetreuung   € 76,-- monatlich 

bis 60 Stunden Nachmittagsbetreuung   € 97,-- monatlich 

mehr als 60 Stunden Nachmittagsbetreuung  € 109,-- monatlich 

 

Eine Bedeckung ist unter HHSt 1/24005-728000 gegeben.  

GR Niemeczek BSc stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat möge den Beschluss fassen, dass die Differenzbeträge zwischen den 

Tarifen des Sacré Coeurs und des Tarifes der NÖ Landeskindergärten von der 

Stadtgemeinde Pressbaum übernommen werden. 

Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
 

zu Top 17 – Jahresbericht PKomm 2019 
 

Bericht liegt dem Protokoll bei. Fragen können an den Ausschussvorsitzenden GR Ing. 

Woletz gestellt werden. Bestätigung des Wirtschaftsprüfers ist noch vorzulegen und wir 

dem Protokoll beigelegt.  
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AUSTRIA 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft m.b.H. 

 

 

 

BERICHT ÜBER DIE PRÜFUNG 
DES JAHRESABSCHLUSSES 

 
der 

 

 
PKomm - Pressbaumer 

Kommunal GmbH 
Hauptstraße 63 
3021 Pressbaum 

 
 

zum 
 
 

31. Dezember 2019 
 
 

ECOVIS Austria, Schmalzhofgasse 4, 1060 Wien, Telefon: +43(0)1-599 22-0, Fax: +43(0)1-599 22-5, E-Mail: 

wien@ecovis.at, Bankverbindung: Österreichische Ärzte- und Apothekerbank AG, IBAN: 

AT241813054533110004, BIC: BWFBATW1, Sitz der Gesellschaft: Wien, Handelsgericht Wien, FN: 32588z 
Geschäftsführer: Mag. David Gloser, Mag. Hans-Georg Goertz, Mag. Markus Seidl, Mag. Martin Grill, Mag. 

mailto:wien@ecovis.at
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Gerhard Dieminger, Mag. (FH) Christoph Puchner, UID-Nr.: ATU44137108, DVR: 0924628, WT-Code: 
800329. Ein Unternehmen der ECOVIS Gruppe - Steuerberater - Wirtschaftsprüfer - Rechtsanwälte - 
Unternehmensberater in Österreich sowie in über 75 Ländern (Europa, Afrika, Asien, Australien, Nord- & 
Südamerika) 
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PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH 
Hauptstraße 63 
3021 Pressbaum 

 

 

An 
Dr. Heiss SteuerberatungsgesmbH 

 

Tullner Straße 7 
3040 Neulengbach 

 
 

Vollständigkeitserklärung 
 

Diese Vollständigkeitserklärung wird in Verbindung mit dem von Ihnen erstellten Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2019 abgegeben. Durch die Erklärung bestätigen wir Ihnen, dass Sie aufgrund der Ihnen übergebenen Unterlagen und 
der Ihnen gegebenen Informationen in die Lage versetzt worden sind, einen Jahresabschluss zu erstellen, der ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage des Unternehmens zum 31.12.2019 und der Ertragslage des Unternehmens 
im Geschäftsjahr vom 1.1.2019 bis zum 31.12.2019 in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des 
Unternehmensgesetzbuches (UGB) vermittelt. 

 

Ihnen als mit der Erstellung des oben angeführten Jahresabschlusses beauftragtem Steuerberater erklären wir als zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses Verpflichtete Folgendes: 

 
 

Die Belege, Bücher und Bestandsnachweise sowie die Auskünfte, die von uns für die Erstellung des Abschlusses an Sie 
übermittelt wurden, wurden Ihnen vollständig und nach bestem Wissen und Gewissen gegeben. 

 

In den vorgelegten Büchern und Aufzeichnungen sind sämtliche Geschäftsvorfälle lückenlos und vollständig 
aufgezeichnet, die für das oben genannte Geschäftsjahr buchungspflichtig geworden sind. 

 
 

Wir haben sichergestellt, dass im Rahmen der gesetzlichen Aufbewahrungspflichten und -fristen auch die nicht 
ausgedruckten Daten jederzeit verfügbar sind und innerhalb angemessener Frist lesbar gemacht werden können. 

 

Die Verantwortung für die Aufstellung des Jahresabschlusses sowie für die Erstellung des Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften liegt bei uns. Diese Verantwortung beinhaltet 
insbesondere grundsätzliche Entscheidungen über die Abbildung von Geschäftsvorfällen bzw Vermögensgegenständen 
und Schulden im Jahresabschluss, die Auswahl und Anwendung angemessener Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
und die Vornahme von Schätzungen, die unter Berücksichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen angemessen 
erscheinen. 
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In dem von Ihnen erstellten Jahresabschluss sind alle bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände, Verpflichtungen, 
Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten sowie alle erforderlichen 
Angaben gemacht. 

 

Wir sind verantwortlich für die Verhinderung und Aufdeckung von Verstößen durch Mitarbeiter und für die Einrichtung 
und Aufrechterhaltung eines geeigneten internen Kontrollsystems. 

 
 

Wir sind verantwortlich für die Einrichtung eines angemessenen Rechnungslegungs- und internen Kontrollsystems, um 
sicherzustellen, dass Geschäfte mit und zwischen nahestehenden Unternehmen und Personen in den 
Buchführungsunterlagen als solche festgehalten und entsprechend den anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften 
offengelegt werden. 

 

Alle für die Erstellung des Jahresabschlusses notwendigen Aufzeichnungen, Dokumentationen und Informationen, 
insbesondere zu den Risiken, für die Rückstellungen gebildet werden müssen, zu drohenden Verlusten aus schwebenden 
Geschäften, zu bestehenden und drohenden Rechtsstreitigkeiten und sonstigen Auseinandersetzungen und zur 
Werthaltigkeit von Forderungen, wurden Ihnen mitgeteilt. Derartige Informationen bzw Sachverhalte können 
beispielsweise sein: 

 

a) Ereignisse nach dem Abschlussstichtag, die für die Bewertung am Abschlussstichtag von Bedeutung 
sind, 

 

b) besondere Umstände, die der Fortführung des Unternehmens oder der Vermittlung eines möglichst 
getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens entgegenstehen oder die 
Aussagefähigkeit des Jahresabschlusses wesentlich beeinflussen, 

 

c) eine Übersicht über die Unternehmen, mit denen das Unternehmen im Geschäftsjahr oder am 
Abschlussstichtag verbunden war bzw mit denen im Geschäftsjahr oder am Abschlussstichtag ein 
Beteiligungsverhältnis bestand, 

 

d) Verbindlichkeiten aus der Begebung und Übertragung von Wechseln, aus Bürgschaften, aus Garantien 
und aus sonstigen gesetzlichen und vertraglichen Haftungsverhältnissen, 

 

e) Patronatserklärungen, 
 

f) gesetzliche und vertragliche Sicherheiten für Verbindlichkeiten (einschließlich Eventualverbindlichkeiten), 
z.B. Pfandrechte, Sicherungseigentum und Eigentumsvorbehalte an bilanzierten 
Vermögensgegenständen, 

 

g) Rückgabeverpflichtungen für in der Bilanz ausgewiesene Vermögensgegenstände und 
Rücknahmeverpflichtungen für nicht in der Bilanz ausgewiesene Vermögensgegenstände, 

 

h) derivative Finanzinstrumente (zB fremdwährungs-, zins-, wertpapier- und indexbezogene 
Optionsgeschäfte und Terminkontrakte, Zins- und Währungsswaps), 

 

i) Verträge oder sonstige rechtliche Sachverhalte, die wegen ihres Gegenstands, ihrer Dauer, möglicher 
Vertragsstrafen oder aus anderen Gründen für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens von Bedeutung sind oder werden können (zB Verträge mit Lieferanten, Abnehmern, 
Gesellschaftern oder verbundenen Unternehmen sowie Arbeitsgemeinschafts-, Versorgungs, Options, 
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Leasing- und Treuhandverträge sowie Verträge über Verpflichtungen, die aus dem Gewinn zu erfüllen 
sind), und 
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j) die finanziellen Verpflichtungen aus diesen Verträgen sowie sonstige wesentliche finanzielle 

Verpflichtungen (z.B. aus in naher Zukunft erforderlichen Großreparaturen). 
 

 

Bestätigt im Namen der 
PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH 

 

 

 

 
 

Unterschriften des gesetzlichen Vertreters/der gesetzlichen Vertreter mit 
Angabe des Datums der Unterfertigung 
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Bericht über die 

 

Erstellung des Jahresabschlusses zum 
31. Dezember 2019 

der 
PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH. 

 

Wir haben auftragsgemäß den nachstehenden Jahresabschluss der PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH zum 31. 
Dezember 2019 – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – auf Grundlage der Buchführung 
und des Inventars sowie der Vorgaben zu den anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erstellt. 

 

Grundlage für die Erstellung des Abschlusses waren die von uns durchgeführte Buchhaltung, Lohn- und 
Gehaltsbuchführung und die uns darüber hinaus vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, die wir 
auftragsgemäß nicht auf Ordnungsmäßigkeit oder Plausibilität geprüft haben, sowie die uns erteilten Auskünfte. Die 
Buchführung sowie die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach UGB und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in Ihrer Verantwortung. 

 

Wir haben weder eine Abschlussprüfung noch eine prüferische Durchsicht des Abschlusses noch eine sonstige Prüfung 
oder vereinbarte Untersuchungshandlungen vorgenommen und geben demzufolge keine Zusicherung (Bestätigung) zum 
Abschluss. 

 

Sie sind sowohl für die Richtigkeit als auch für die Vollständigkeit der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen und 
Auskünfte verantwortlich, auch gegenüber den Nutzern des von uns erstellten Abschlusses. Wir verweisen in diesem 
Zusammenhang auf die auf unser Verlangen von Ihnen am heutigen Tage unterschriebene Vollständigkeitserklärung. 

 

Der Erstellungsauftrag wurde unter Beachtung des Fachgutachtens KFS/RL 26 „Grundsätze für die Erstellung von 
Abschlüssen" durchgeführt. Für den Erstellungsauftrag gelten die Allgemeinen Auftragsbedingungen (AAB) für 
Wirtschaftstreuhandberufe der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (KWT) in der Fassung vom 18.4.2018. 

 

Eine Weitergabe des von uns erstellten Abschlusses an Dritte darf nur unter Beigabe des Erstellungsberichts erfolgen. 
 

Im Falle der Weitergabe des von uns erstellten Abschlusses an Dritte gelten die in Punkt 7. der AAB für 
Wirtschaftstreuhandberufe der KWT enthaltenen Ausführungen zur Haftung auch gegenüber Dritten. 

 

 

Neulengbach, am 
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Firma: 

Sitz: 

Adresse: 

PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH 

Pressbaum 

3021 Pressbaum, Hauptstraße 63 

 
Gründung: 

 
23.6.2011 

 
Geschäftsjahr: 

 
1.1.2019 bis 31.12.2019 

 
Rechtsform: 

 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

 
Gesellschaftsgröße: 

 
kleine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 221 UGB 

 
Firmenbuch: 

 
Landesgericht St. Pölten, FN 364795p 

 
Gesellschafter: 

 
Name Anteil in EUR Anteil in % 
Stadtgemeinde Pressbaum   40.000,00 100  

 
 
Geschäftsführung: 

 
 

Name 

 
 

ab 

 
 

bis 
 Dr. Peter Svoboda 12.6.2020  
 DI Andreas Szerencsics 23.6.2011  
 DI(FH) Gerhard Winter MLS 23.6.2011 8.6.2020 

 

 
Vertretung: Je zwei Geschäftsführer vertreten gemeinsam. Gemischte Vertretung 

möglich. 
 

 

Mitglieder des Aufsichtsrates: Name ab bis 
 DI Friedrich Brandstetter 23.4.2015  
 Christian Dlabaja 22.3.2020  
 DI Heinz Ernest Alfred Felsner 3.4.2017  
 Alfred Gruber 23.4.2015 22.3.2020 
 Ing. Jochen Pintar 22.3.2020  
 Jutta Polzer 1.12.2017  
 Philip Renner 13.4.2018  
 Reinhard Scheibelreiter 23.6.2011  
 Martin Söldner 23.4.2015 22.3.2020 
 Irene Wallner-Hofhansel 22.3.2020  
 DI Josef Wiesböck 23.6.2011 22.3.2020 
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Finanzamt: Finanzamt Wien 12/13/14 Purkersdorf 

 
 

Steuernummer: 329/4348 
 
 

UID-Nummer: ATU66613499 
 
 

Steuerliche Vertretung: Dr. Heiss SteuerberatungsgesmbH 
 

3040 Neulengbach, Tullner Straße 7 
 

 

Gewinnermittlung: Bilanzierung gem. § 5 EStG 
 
 

Evidenzkonten gemäß § 4 Abs. 12 EStG 
 

Einlagen:  
Stand 

        
Stand 

   1.1.2019     Zugang     Abgang     Umbuchung     31.12.2019  
Stammkapital 40.000,00  0,00  0,00  0,00  40.000,00 
Kapitalrücklagen 2.931.600,00  100.000,00  0,00  -0,00  3.031.600,00 
Gewinnrücklagen 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 
Bilanzgewinn   0,00     0,00     0,00     0,00     0,00  
Summe    2.971.600,00     100.000,00     0,00     0,00       3.071.600,00  

 
 
Innenfinanzierung: 

         

 Stand 
  1.1.2019  

  
  Zugang  

  
  Abgang  

  
  Umbuchung  

 Stand 
  31.12.2019  

Stammkapital 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 
Kapitalrücklagen 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 
Gewinnrücklagen 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 
Bilanzgewinn   229.859,10     148.201,96     0,00     0,00     378.061,06  
Summe   229.859,10     148.201,96     0,00     0,00     378.061,06  
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 2019 
€ 

2018 
  €  

1. Umsatzerlöse 1.194.384,36 1.286.050,49 

2. Veränderung des Bestands an noch nicht 
abrechenbaren Leistungen 

 
210.809,37 

 
0,00 

3. sonstige betriebliche Erträge 194.089,77 16.277,71 

4. Aufwendungen für Material und sonstige bezogene 
Herstellungsleistungen 

  

a) Materialaufwand 43.652,23 109.107,91 
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen   272.460,57    9.282,00  

 316.112,80 118.389,91 

5. Personalaufwand   

a) Löhne und Gehälter 429.211,80 490.542,43 
b) soziale Aufwendungen   104.550,86    135.261,33  

 533.762,66 625.803,76 

6. Abschreibungen   

a) auf Sachanlagen 301.263,22 294.300,37 

7. sonstige betriebliche Aufwendungen   184.376,38    192.446,99  

8. Zwischensumme aus Z 1 bis 7 (Betriebsergebnis) 263.768,44 71.387,17 

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 877,28 929,82 

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen   70.672,45    71.101,31  

11. Zwischensumme aus Z 9 bis 10 (Finanzergebnis)   -69.795,17    -70.171,49  

12. Ergebnis vor Steuern 193.973,27 1.215,68 

13. Steuern vom Einkommen   45.771,31    1.750,47  

14. Ergebnis nach Steuern   148.201,96    -534,79  

15. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 148.201,96 -534,79 

16. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr   229.859,10    230.393,89  

17. Bilanzgewinn   378.061,06    229.859,10  
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Erläuterungen zu Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 

Aktiva 

A. Anlagevermögen 
 
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

Buchwertentwicklung:   
  EUR  

Stand 1.1.2019  5.084,14 
Buchwert Abgang  -2.542,00 
Abschreibung    -2.542,00  
Stand 31.12.2019    0,14  

 
Zusammensetzung: 

  

 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
Software   0,14    5.084,14  

 
 
II. Sachanlagen 

  

Buchwertentwicklung:   
  EUR  

Stand 1.1.2019  11.929.323,21 
Zugang  132.957,03 
Buchwert Abgang  -963.922,36 
Abschreibung    -299.033,72  
Stand 31.12.2019     10.799.324,16  

 
Zusammensetzung: 

  

 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
unbebautes Grundstück Waldpromenade 12.116,98 12.116,98 
Grundwert GSt EZ 151 Freibad 195.036,94 202.582,30 
Grundwert Volkschule 502.845,59 502.845,59 
Grundwert Hauptschule 982.992,17 982.992,17 
Grundwert FF Haus 67.596,73 67.596,73 
Grundwert Grünl. Friedhof (Steurergr.) 71.297,50 71.297,50 
Grundwert Hansen Gründe 1.285.432,75 1.285.432,75 
Grundwert Friedhof 34.767,50 34.767,50 
Grundwert GSt Sportplatz 19.208,55 19.208,55 
Grundwert Blaulichtzentrum 0,00 489.582,94 
Grundwert Hauptstr. 26 460.947,86 460.947,86 
Gebäudewert Volkschule 958.758,95 977.196,62 
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Gebäudewert Hauptschule 2.597.754,68 2.648.156,76 
Gebäudewert FF Haus 132.646,65 137.883,39 
Gebäudewert Hansen Gründe 415.156,39 425.041,02 
Gebäudewert Blaulichtzentrum 0,00 483.107,82 
Gebäudewert Haupstraße 26 69.921,75 72.397,90 
Neubau Freibad 2.680.475,56 2.676.387,34 
sonstige Maschinen 8.046,43 9.410,09 
BuG Büro 460,24 640,38 
BuG Freibad 53.184,04 63.735,08 
BuG HLW 43.543,48 60.960,88 
Geschäftseinrichtung Gastro Freibad 131.661,83 147.397,81 
Büromaschinen, EDV-Anlagen 587,74 300,04 
Renault Kangoo Maxi Z.E. 15.033,85 17.537,21 
LKW Scania P 360 CB 4x4 HHZ 59.850,00 79.800,00 
GWG Betriebs- und Geschäftsausstattung   0,00    0,00  

   10.799.324,16    11.929.323,21  
 

 

 

B. Umlaufvermögen 
 
 

I. Vorräte 
 

Zusammensetzung:  
 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
noch nicht abrechenbare Leistungen 210.809,37 0,00 
erhaltene Anzahlungen auf noch nicht abrechenbare Leistungen   -185.560,28    0,00  

   25.249,09    0,00  
  

 

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 
 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
 

Zusammensetzung:  
 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
Lieferforderungen Inland 5.555,17 84.878,85 
Abgrenzen Forderungen L&L   28.680,04    4.599,01  

   34.235,21    89.477,86  
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2. sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände 
 
Zusammensetzung: 

 

 31.12.2019  31.12.2018 
   EUR     EUR  
Sonstige Forderungen 68,60  102,35 
VK Umsatzsteuer 360,51  0,00 
Vorauszahlung Körperschaftsteuer   0,00     17.455,00  

   429,11     17.557,35  
 
 
III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 

   

Zusammensetzung:    
 31.12.2019  31.12.2018 
   EUR     EUR  
Kautionskonten HVW Bründl 5.152,49  5.155,09 
Kasse 792,17  1.940,84 
Kassa Gastro Freibad 0,00  24,60 
Bankkonto RK 2.717 45.091,53  59.962,65 
Online Sparbuch 40-00-002717 285.698,16  340.147,44 
Kautionen 10.000,00  0,00 
Bankkonto HVW Bründl   8.252,64     7.945,31  

   354.986,99     415.175,93  
 
 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 

   

Zusammensetzung:    
 31.12.2019  31.12.2018 
   EUR     EUR  
aktive Rechnungsabgrenzungsposten   2.560,79     1.058,88  
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Passiva 
 

A. Eigenkapital 
 

Zusammensetzung:  
31.12.2019 

 
31.12.2018 

   EUR    EUR  
eingefordertes Stammkapital 40.000,00 40.000,00 

gezeichnetes Stammkapital 40.000,00 40.000,00 
einbezahltes Stammkapital 40.000,00 40.000,00 

Kapitalrücklagen   

nicht gebundene 3.031.600,00 2.931.600,00 
Bilanzgewinn 378.061,06 229.859,10 

davon Gewinnvortrag   229.859,10    230.393,89  
    3.449.661,06     3.201.459,10  

 

 

Entwicklung des Bilanzgewinns:  
 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
Jahresgewinn/-verlust 148.201,96 -534,79 
Gewinnvortrag aus Vorjahren   229.859,10    230.393,89  

   378.061,06    229.859,10  
  

 

 

B. Investitionszuschüsse 
 

Zusammensetzung und Entwicklung: 
   Stand 1.1.2019 Auflösung       Stand 31.12.2019 

  EUR EUR EUR  

Investitionszuschuss e-Auto   2.187,50 312,50 1.875,00  
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C. Rückstellungen 
 

Zusammensetzung und Entwicklung: 
Stand 1.1.2019 

EUR 
Verwendung 

EUR 
Zuweisung 

EUR 
Stand 31.12.2019 

EUR 
Steuerrückstellungen 0,00 0,00 26.579,00 26.579,00 
sonstige Rückstellungen 27.973,00 17.040,70 6.817,25 17.749,55 
Summe Rückstellungen 27.973,00 17.040,70 33.396,25 44.328,55 

 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

   

 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
sonstige Rückstellungen 6.817,25 6.552,00 
Rückstellung für nicht konsumierte Urlaube   10.932,30    21.421,00  

   17.749,55    27.973,00  
  

 

 

D. Verbindlichkeiten 
 
 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
 

Zusammensetzung:  
 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
Bawag-PSK 00510-085-272 1,92 48,30 
Darlehen Bawag 00540-044-007 177.550,10 187.994,22 
Darlehen Bawag 00540-044-031 1.214.917,73 1.286.383,48 
Darlehen Bawag 00540-044-015 965.183,65 1.021.959,16 
Darlehen Bawag 00540-044-040 49.000,00 51.800,00 
Darlehen Bawag 00540-044-023 730.069,39 771.787,65 
Darlehen RB 300-00.002.717 27.439,00 36.489,50 
Darlehen Hypo 466182907 1.963.474,48 2.048.842,94 
Darlehen Hypo 466232300 0,00 1.100.000,00 
Raika AT86 3266 7100 000 2717 2.300.000,00 2.400.000,00 
Wohnbauförderung Land Nö FF-Haus   79.099,94    84.234,31  

     7.506.736,21      8.989.539,56  
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2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
 

Zusammensetzung:   
 31.12.2019 31.12.2018 
   EUR    EUR  
Lieferverbindlichkeiten Inland 156.479,83 21.973,57 
Abgrenzen Verbindlichkeiten L&L   9.392,77    162.156,15  

   165.872,60    184.129,72  
 

 
3. sonstige Verbindlichkeiten 

 
Zusammensetzung: 

 

 31.12.2019  31.12.2018 
   EUR     EUR  
VK Umsatzsteuer 0,00  12.161,89 
noch nicht geschuldete Umsatzsteuer 5.917,33  194,24 
Verrechnung Lohnsteuer 4.268,05  6.172,15 
Verrechnung Dienstgeberbeitrag 787,09  1.362,52 
Verrechnung Dienstgeberzuschlag 76,71  139,75 
Verrechnung Kommunalsteuer 783,96  1.048,09 
Sozialversicherungsanstalten 9.453,43  12.964,11 
sonst. Verbindlichkeiten 1.388,00  0,00 
Verbindlichkeiten Kautionen HVW Bründl 5.145,11  5.148,67 
Durchläufer HVW 5,59  2,03 
Kautionen Schlüssel Blaulichtzentrum 0,00  578,00 
Kautionen 10.578,00  0,00 
VK Abgrenzung Zinsen   9.788,80     11.417,57  

   48.192,07     51.189,02  
 
 
davon aus Steuern 

 
 

31.12.2019 

  
 

31.12.2018 
   EUR     EUR  
VK Umsatzsteuer 0,00  12.161,89 
noch nicht geschuldete Umsatzsteuer 5.917,33  194,24 
Verrechnung Lohnsteuer 4.268,05  6.172,15 
Verrechnung Dienstgeberbeitrag 787,09  1.362,52 
Verrechnung Dienstgeberzuschlag 76,71  139,75 
Verrechnung Kommunalsteuer   783,96     1.048,09  

   11.833,14     21.078,64  
 
 
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 

 
 

31.12.2019 

  
 

31.12.2018 
   EUR     EUR  
Sozialversicherungsanstalten   9.453,43     12.964,11  
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E. Rechnungsabgrenzungsposten 
 

Zusammensetzung:  
31.12.2019 31.12.2018 

  EUR  EUR  
Passive Rechnungsabgrenzungsposten   120,00  1.199,47  
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Gewinn- und Verlustrechnung 
 

1. Umsatzerlöse 
 

Zusammensetzung:  
2019 

 
2018 

   EUR    EUR  
Freibad   

Erlöse Freibad 20% 1.137,08 1.990,83 
Erlöse Freibad 13% 55.449,99 59.454,27 
Erlöse Freibad 13% (Ausgangsrechnung) 1.861,94 1.075,22 
Erlöse Freibad nstb 319,50 -134,50 
Abgrenzen Erlöse 119,47 -119,47 
sonstige Erlöse 20 %   3.100,00    7.113,33  

 61.987,98 69.379,68 
Mieterlöse   

Verrechnung Bestandsvertragsgebühr nstb 328,30 25,20 
Pacht Fussballplatz 20% 780,00 780,00 
Mieterträge Volkschule 0 % 288.209,68 282.251,62 
Erlöse BK VS 0% 100.653,12 102.652,60 
Mieterträge HS 0% 286.267,04 280.657,44 
Erlöse BK HS 0% 95.776,32 97.210,39 
Mieterlöse Hauptstraße 88 20% 37.170,00 37.170,00 
Miete Hauptstraße 115b 10% 0,00 14.700,00 
Betriebskosten Hauptstraße 115 b 10% 0,00 4.900,01 
Miete VS Keller 20% 971,22 971,22 
Miete Hauptstraße 115b 20% 24.135,50 28.104,00 
BK Hauptstraße 115b 20% 1.053,00 1.164,00 
Miete Hauptstraße 115b 0% 4.510,00 4.920,00 
BK Hauptstraße 115b 0% 1.623,60 1.771,20 
Betriebskosten Hauptstraße 26 (0%) 2.040,00 1.530,00 
Abgrenzen Erlöse BK VS 0% 8.148,79 0,00 
Abgrenzen Erlöse BK HS 0% 5.027,21 0,00 
Erlöse Hansen Villa Stellplatz 20% 600,00 600,00 
Pachtzins Steurergrund, P&R Anlage 20% 3.600,00 3.600,00 
Miete Scania P 360 CB 4x4 20%   24.510,00    24.510,00  

 885.403,78 887.517,68 
Baumeister/Sachverständiger   

Erlöse Baumeister/SV-Tätigkeit 20 % 800,00 52.095,00 
Erlöse Baumeister/SV-Tätigkeit Stgde 20% 293.477,24 72.045,00 
Erlösberichtigung Erlöse Baumeister/SV-Tätigkeit Stgde   -231.890,31    0,00  

 62.386,93 124.140,00 
Mieterlöse Hausverwaltung   

HVW Bründl Mietzins 10% 26.477,01 24.141,18 
HVW Bründl BK 10% 7.853,77 7.903,20 
Erlöse Mahnspesen HVW 10% 5,00 5,00 
HVW Erlöse Hauptmietzins 20% 40.017,39 39.240,24 
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HVW Erlöse Betriebskosten 20% 8.805,24 9.830,03 
HVW Bründl Erlöse BK Wasser 10% 657,60 -204,50 
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HVW Bründl Erlöse BK Wasser 20%   0,00    9,94  
 83.816,01 80.925,09 
Facility Management   

Erlöse Personalkostenersatz FF-Haus nstb. 2.400,00 2.400,00 
Erlöse WVA 20% 15.361,60 0,00 
Erlöse Reinigungsdienstleistungen 20%   56.181,00    31.645,50  

 73.942,60 34.045,50 
Erlöse Gastro Freibad   

Erlöse Freibad Kantine 20% 9.800,50 44.835,54 
Erlöse Freibad Kantine 10 % 2.243,09 34.592,00 
Erlöse Gastro 10% (Ausgangsrechnung) 0,00 315,00 
Werbeerlöse 20% 1.187,50 10.300,00 
BK/Strom Gastro 20% 7.215,97 0,00 
Pachterträge Kantine 20 %   6.400,00    0,00  

   26.847,06    90.042,54  
   1.194.384,36    1.286.050,49  

 

 

 

2. Veränderung des Bestands an noch nicht abrechenbaren 
Leistungen 

 

Zusammensetzung:  
2019 2018 

  EUR  EUR  
noch nicht abrechenbaren Leistungen        210.809,37  0,00  

 

 
 

3. sonstige betriebliche Erträge 
 
 

Erträge aus dem Abgang vom Anlagevermögen 
 

 

 2019 
  EUR  

2018 
  EUR  

Erlöse aus dem Abgang von Anlagen (-) 1.100.000,00 0,00 

Buchwert verkaufter Anlagen (-)   -951.219,29    0,00  

   148.780,71    0,00  
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übrige 
 

Zusammensetzung:   
 2019 2018 
   EUR    EUR  
öffentliche Zuschüsse allgemein 360,00 0,00 
Schadenersatz Wasserschaden Freibad 30.000,00 0,00 
Versicherungsvergütungen   14.949,06    16.277,71  

   45.309,06    16.277,71  
  

 

 

4. Aufwendungen für Material und sonstige bezogene 
Herstellungsleistungen 

 
 

a. Materialaufwand 
 

Zusammensetzung:  
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Wareneinkauf Freibad Gastro 4.193,82 42.940,73 
Verbrauch von Chemikalien Freibad 4.990,89 6.177,12 
Betriebskosten Kantine 3.954,09 24.496,98 
Betriebskosten Freibad 28.539,50 33.313,18 
Wasser und Kanalgebühr Freibad 801,43 1.269,51 
Müll&Abwasser Freibad   1.172,50    910,39  

   43.652,23    109.107,91  
  

 

b. Aufwendungen für bezogene Leistungen 
 

Zusammensetzung:  
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Dienstleistungen Umbautätigkeit 263.132,57 8.050,00 
Aufwand für beigestelltes Personal   9.328,00    1.232,00  

   272.460,57    9.282,00  
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5. Personalaufwand 
 
 

a. Löhne und Gehälter 
 

Zusammensetzung:  
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Löhne 111.569,64 115.970,37 
Überstunden (Arbeiter) 2.932,11 1.757,73 
Nichtleistungslöhne 0,00 4.695,14 
Sonderzahlungen (Arbeiter) 22.805,85 23.905,56 
Personalaufwand (Verein Initiative 50) 0,00 4.269,46 
Gehälter 244.695,57 275.692,33 
Überstunden (Angestellte) 493,20 0,00 
Nichtleistungsgehälter 6.559,22 4.222,61 
Sonderzahlungen (Angestellte) 48.010,96 47.935,01 
Veränderung Urlaubsrückstellung (Arbeiter) -1.896,10 5.772,39 
Veränderung Urlaubsrückstellung (Angestellte)   -5.958,65    6.321,83  

   429.211,80    490.542,43  
  

 

b. soziale Aufwendungen 
 

Zusammensetzung:  
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Betriebliche Vorsorgekasse (BVK) Arbeiter 2.028,20 2.056,77 
Betriebliche Vorsorgekasse (BVK) Angestellte 4.605,87 4.961,07 
Veränderung Urlaub RSt LNK -2.633,95 3.424,56 
gesetzlicher Sozialaufwand (Arbeiter) 28.816,16 30.668,99 
gesetzlicher Sozialaufwand (Angestellte) 53.827,31 59.016,28 
Dienstgeberbeitrag (Arbeiter) 5.119,65 5.619,37 
Dienstgeberbeitrag (Angestellte) 8.703,20 12.786,16 
Dienstgeberzuschlag (Arbeiter) 498,86 576,33 
Dienstgeberzuschlag (Angestellte) 847,97 1.311,43 
Kommunalsteuer (Arbeiter) 4.119,23 4.389,87 
Kommunalsteuer (Angestellte) 8.992,78 9.835,49 
Arbeitskleidung 3.177,57 2.408,34 
Arbeitskleidung (VSt Kürzung) 478,87 0,00 
freiwilliger Sozialaufwand 1.393,22 1.086,67 
AMS Beihilfe   -15.424,08    -2.880,00  

   104.550,86    135.261,33  
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6. Abschreibungen 
 

Zusammensetzung:   
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Afa Software 2.542,00 1.833,50 
Afa BuG Büro 180,14 180,14 
Afa BuG Freibad 10.551,04 8.267,87 
Afa Büromaschinen, EDV-Anlagen 368,87 315,59 
Afa Volkschule 18.437,67 18.437,67 
Afa Hauptschule 50.402,08 50.402,08 
Afa FF-Haus 5.236,74 5.236,74 
Afa Hansen Gründe 9.884,63 9.884,63 
Afa BuG HLW 17.417,40 17.417,40 
Afa LKW Scania 19.950,00 19.950,00 
geringwertiges Sachanlagevermögen 687,48 2.890,76 
Geringwertiges Sachanlagevermögen (VSt Kürzung) 542,59 0,00 
Afa Blaulichtzentrum 21.471,47 21.471,47 
Afa sonstige Maschinen 1.363,66 1.374,58 
Afa Hauptstraße 26 2.476,15 2.476,15 
Afa Geschäftseinrichtung Gastro Freibad 21.235,98 19.761,09 
Afa Renault Kangoo Maxi Z.E. 2.503,36 2.489,61 
Auflösung Investitionszuschuss e-Auto -312,50 -312,50 
Afa Freibad   116.324,46    112.223,59  

   301.263,22    294.300,37  
  

 

 

7. sonstige betriebliche Aufwendungen 
 

Zusammensetzung:  
2019 

 
2018 

   EUR    EUR  
Steuern, soweit sie nicht unter Steuern vom Einkommen fallen   

Grundsteuer Hauptstr. 88 16,00 16,00 
Grundsteuer Freibad 430,96 430,96 
Grundsteuer Waldpromenade Pfalzau 152,76 152,76 
Grundsteuer Hansen Gründe 594,60 594,60 
Grundsteuer HVW Bründl 519,96 519,96 
Grundsteuer Hauptstr. 26 176,96 176,96 
Sonstige Gebühren und Abgaben   667,99    1.347,28  

 2.559,23 3.238,52 
Mitgliedsbeiträge 

Mitgliedsbeiträge WKO NÖ 791,00 779,00 
Instandhaltung 

Instandhaltung EDV 283,35 636,41 
Instandhaltung FF-Haus 4.851,23 1.146,18 
Instandhaltung Hauptschule 10.359,48 11.211,42 
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Instandhaltung Volkschule 10.939,10 11.055,39 
Instandhaltung Freibad 3.942,22 19.758,14 
Instandhaltung Hansen Villa 1.528,73 13,27 
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Instandhaltung Blaulichtzentrum 0,00 1.166,01 
Instandhaltung Gastro   0,00    692,27  

 31.904,11 45.679,09 
Betriebskosten   

Kanal, Müll, Seuchenvors. HVW Bründl 5.797,24 5.521,48 
sonst. betriebliche Aufwändungen HVW 5.283,75 6.724,27 
Müll&Abwasser Blaulichtzentrum 3.160,20 5.005,78 
Müll&Abwasser&Wasser Hansen Gründe (VSt Kürzung) 2.223,97 2.106,63 
Betriebskosten VS 10.822,81 12.510,86 
Betriebskosten Hauptschule 16.556,54 16.189,34 
Betriebskosten Hansen Villa (VST Kürzung) 1.103,34 1.084,08 
Betriebskosten Blaulichtzentrum 3.803,06 7.401,73 
Betriebskosten allgemein 1.496,38 1.673,89 
Betriebskosten Hauptstr. 26 1.296,92 946,07 
Betriebskosten WVA 677,96 0,00 
Betriebskosten Hauptstraße 88 200,00 0,00 
Strom Hansen Villa/Büro (VST Kürzung) 906,94 1.261,53 
Strom Hansen Villa/EG   283,12    0,00  

 53.612,23 60.425,66 
Versicherungen 20.760,16 20.606,49 
Reise- und Fahrtaufwand   

Reisespesen 7.977,48 8.435,70 
Reisespesen   87,38    139,75  

 8.064,86 8.575,45 
Post und Telekommunikation   

Telefon 1.356,59 1.618,76 
Telefon Freibad/Gastro 166,42 0,00 
Internet 342,77 347,84 
Post- und Telegrammgebühren 597,96 102,52 
Portospesen HVW   30,05    25,99  

 2.493,79 2.095,11 
Aufsichtsratsvergütungen 10.017,18 10.242,00 
Aus- und Weiterbildung   

Weiterbildung Personal 575,86 1.204,72 
Büro- und Verwaltungsaufwand   

Büromaterial und Drucksorten 378,88 442,48 
Büromaterial 101,79 0,00 
Fachliteratur und Zeitungen   0,00    15,55  

 480,67 458,03 
Spesen des Geldverkehrs   

Spesen des Geldverkehrs 382,45 493,11 
Bankspesen HVW Bründl 124,30 94,24 
Spesenaufwand First Data   101,18    85,38  

 607,93 672,73 
Aufwand für Werbung   

Werbung 3.413,30 11.450,69 
Repräsentationsaufwand 605,81 667,69 
Repräsentationsaufwand 17,63 0,00 
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Repräsentation nicht abzugsfähig   623,45    667,70  
 4.660,19 12.786,08 
Rechts- und Beratungsaufwand   

Rechts- und Beratungsaufwand 15.079,78 17.001,78 
Verwaltungshonorar HVW Bründl 3.694,40 3.678,95 
Prüfungsaufwand   3.262,82    3.304,00  

 22.037,00 23.984,73 
Buchwert abgegangener Anlagen 15.245,07 1.771,82 
Schadensfälle 307,30 1.778,13 
diverse betriebliche Aufwendungen   

Vorsteuerkürzung allgemein 0,00 -1.850,40 
Vorsteuerkorrektur Blaulichtzentrum 10.259,92 0,00 
Centdifferenz   -0,12    -0,17  

   10.259,80    -1.850,57  
   184.376,38    192.446,99  

 

 

 

8. Zwischensumme aus Z 1 bis 7 (Betriebsergebnis) 
 

Entwicklung des Betriebserfolges: 
 

Die Zwischensumme aus Z 1 bis 7 (Betriebsergebnis) beträgt im Geschäftsjahr 2019  € 263.768,44  (Vorjahr: € 
71.387,17) und hat sich gegenüber dem Vorjahr um € 192.381,27 bzw. 269,49 % verändert. 

 

 

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
 

Zusammensetzung:  
 2019 2018 
   EUR    EUR  
Zinserträge aus Bankguthaben 873,94 922,74 
Zinserträge FF-Haus HVW 1,28 2,30 
Zinserträge HVW Bründl   2,06    4,78  

   877,28    929,82  
10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

 
Zusammensetzung: 

 

 2019 2018 
   EUR    EUR  
Zinsen für Bankkredite 70.983,70 71.528,27 
Zinsen FF-Haus HVW 0,00 0,26 
Zinsenzuschüsse   -311,25    -427,22  

   70.672,45    71.101,31  
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11. Zwischensumme aus Z 9 bis 10 (Finanzergebnis) 
 

Die Zwischensumme aus Z 9 bis 10 (Finanzergebnis) beträgt im Geschäftsjahr 2019 EUR -69.795,17 (Vorjahr: EUR -
70.171,49) und hat sich gegenüber dem Vorjahr um EUR 376,32 bzw. -0,54 % verändert. 

 

 

12. Ergebnis vor Steuern 
 

Das Ergebnis vor Steuern beträgt im Geschäftsjahr 2019 EUR 193.973,27 (Vorjahr: EUR 1.215,68) und hat sich 
gegenüber dem Vorjahr um EUR 192.757,59 bzw. >999,9 % verändert. 

 

 

13. Steuern vom Einkommen 
 

Zusammensetzung:  
2019 2018 

  EUR  EUR  
Körperschaftsteuer   45.771,31  1.750,47  

 

 
14. Ergebnis nach Steuern 

 

Das Ergebnis nach Steuern beträgt im Geschäftsjahr 2019 EUR 148.201,96 (Vorjahr: EUR -534,79) und hat sich somit 
gegenüber dem Vorjahr um EUR 148.736,75 bzw. k. A. % verändert. 

 

 

15. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 
 

Der Jahresüberschuss/-fehlbetrag beträgt im Geschäftsjahr 2019 EUR 148.201,96 (Vorjahr: EUR -534,79) und hat sich 
somit gegenüber dem Vorjahr um EUR 148.736,75 bzw. k. A. % verändert. 
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Anhang 
 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
 

Allgemeine Grundsätze 
 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, sowie unter Beachtung der 
Generalnorm, ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln, 
aufgestellt. 

 

Bei der Erstellung des Jahresabschlusses wurde der Grundsatz der Vollständigkeit eingehalten. 
 

Bei der Bewertung der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden wurde der Grundsatz der Einzelbewertung 
beachtet und eine Fortführung des Unternehmens unterstellt. 

 

Dem Vorsichtsprinzip wurde dadurch Rechnung getragen, dass nur die am Abschlussstichtag realisierten Gewinne 
ausgewiesen wurden. Allen erkennbaren Risiken und drohenden Verlusten wurde entsprechend Rechnung getragen. 

 

Der Jahresabschluss wurde unter Anwendung der allgemeinen Grundsätze für die Gliederung des § 223 UGB idgF und 
unter Anwendung des Gesamtkostenverfahrens erstellt. 

 

 

 

Anlagevermögen 
 

Erworbene Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

Erworbene immaterielle Anlagewerte wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie der Abnutzung 
unterliegen, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

 

Die planmäßige Abschreibung wird linear vorgenommen. Dabei wird folgende Nutzungsdauer zugrunde gelegt: 
 

Nutzungsdauer 
in Jahren 

EDV-Software 3 
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Sachanlagevermögen 
 

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um 
planmäßige Abschreibungen vermindert. 

 

Die planmäßige Abschreibung wird linear vorgenommen, wobei für die einzelnen Anlagengruppen folgende 
Nutzungsdauer zugrunde gelegt wird: 

 

Nutzungsdauer 
in Jahren 

Gebäude 33 - 60 
Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 

3 - 10 

 

 

 

Geringwertige Vermögensgegenstände des Geschäftsjahres wurden im Jahr der Anschaffung sofort voll abgeschrieben. 
 
 

Umlaufvermögen 
 

 
 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden mit dem Nennwert angesetzt. 
 
 

Eigenkapital 
 

Das Stammkapital ist in Höhe von Euro 40.000 gezeichnet und zur Gänze eingezahlt. 
 
 

Rückstellungen 

Steuerrückstellungen 

Bei den Steuerrückstellungen handelt es sich um die Rückstellung für noch nicht veranlagte Körperschaftsteuer 2019. 
 
 

Sonstige Rückstellungen 
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In den sonstigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der Bilanzerstellung 
erkennbaren Risiken und der Höhe oder dem Grunde nach ungewisse Verbindlichkeiten mit den Beträgen berücksichtigt, 
die nach vernünftiger unternehmerischer Beurteilung erforderlich sind. 

 
 

Verbindlichkeiten 
 

Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag unter Bedachtnahme auf den Grundsatz der Vorsicht ermittelt. 
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Erläuterungen zu Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
 

Allgemeine Angaben 
 

Änderung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 

Die bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden grundsätzlich auch bei der Erstellung des 
vorliegenden Jahresabschlusses beibehalten. 

 

Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz 
 

Entwicklung des Anlagevermögens 
 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens und die Aufgliederung der Jahresabschreibung nach 
einzelnen Posten (§ 226 Abs. 1 UGB) ist aus dem tieferstehenden Anlagespiegel ersichtlich: 

 
 

Anschaffungs-/Herstellungskosten
 Abschreibungen kumuliert
 Buchwert 

 1.1.2019 Zugänge 1.1.2019 Abschreibungen Abgänge 1.1.2019 
31.12.2019 Abgänge 31.12.2019 Zuschreibungen  31.12.2019 

EUR EUR EUR EUR EUR EUR 
I. Immaterielle       

 Vermögensgegenstände       

1. Software 10.488,70 0,00 5.404,56 2.542,00 4.375,50 5.084,14 
  3.571,20 6.917,50 3.571,06 0,00  0,14 
II. Sachanlagen       

1. Grundstücke und Bauten 12.371.910,76 125.570,32 822.369,04 224.233,20 96.599,55 11.549.541,72 
  11.436.959,24 1.060.521,84 950.002,69 0,00  10.486.956,55 
2. Maschinen 12.272,95 0,00 2.862,86 1.363,66 0,00 9.410,09 

  12.272,95 0,00 4.226,52 0,00  8.046,43 
3. Betriebs- und       

 Geschäftsausstattung 634.851,60 7.386,71 264.480,20 73.436,86 1.734,99 370.371,40 
  640.503,25 1.735,06 336.182,07 0,00  304.321,18 
  13.019.035,31 132.957,03 1.089.712,10 299.033,72 98.334,54 11.929.323,21 
  12.089.735,44 1.062.256,90 1.290.411,28 0,00  10.799.324,16 
 Summe Anlagenspiegel 13.029.524,01 132.957,03 1.095.116,66 301.575,72 102.710,04 11.934.407,35 
  12.093.306,64 1.069.174,40 1.293.982,34 0,00  10.799.324,30 

 

 
Die im laufenden Geschäftsjahr erworbenenen geringwertigen Vermögensgegenstände wurden sofort voll abgeschrieben. 

 

In den Zugängen und Abgängen der Betriebs- und Geschäftsausstattung im Geschäftsjahr 2019 sind geringwertige 
Wirtschaftsgüter iHv 1.230,07 EUR enthalten. Bei der Differenz der Abschreibungen des aktuellen Geschäftsjahres des 
obenstehenden Anlagespiegels und dem Posten Abschreibungen in der Gewinn- und Verlustrechnung iHv 312,50 EUR 
handelt es sich um die Auflösung des Investitionszuschusses. Dieser Betrag ist im GuV Posten abschreibungsmindernd 
berücksichtigt, im Anlagespiegel allerdings nicht enthalten. 



Anhang 
PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH 

Dr. Heiss SteuerberatungsgesmbH 
Seite 31 

 

 

 

Vorräte 
 

Bei den noch nicht abrechenbaren Leistungen handelt es sich um die Sanierung des Kindergarten II und des Rathauses, 
Bürgerservices 2. Der Ausweis erfolgt unter diesem Posten, da für die beiden Projekte noch kein Übergang der Preisgefahr 
stattgefunden hat. Die noch nicht abrechenbaren Leistungen werden in der Bilanz mit den erhaltenen Anzahlungen auf 
noch nicht abrechenbare Leistungen saldiert dargestellt. 

 
 

Rückstellungen 
 
 

Die Zusammensetzung und Entwicklung der Rückstellungen stellt sich wie folgt dar. 
 

 Stand 1.1.2019 
EUR 

Verwendung 
EUR 

Zuweisung 
EUR 

Stand 31.12.2019 
EUR 

Steuerrückstellungen     

Rückstellung für 
Körperschaftsteuer 

 
0,00 

 
0,00 

 
26.579,00 

 
26.579,00 

sonstige Rückstellungen     

sonstige Rückstellungen 6.552,00 6.552,00 6.817,25 6.817,25 
Rückstellung für nicht 
konsumierte Urlaube 

 
21.421,00 

 
10.488,70 

 
0,00 

 
10.932,30 

 27.973,00 17.040,70 6.817,25 17.749,55 
Summe Rückstellungen 27.973,00 17.040,70 33.396,25 44.328,55 

 
 
Verbindlichkeiten 

    

 

Zur Fristigkeit der in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten werden folgende Erläuterungen gegeben: 
 

  
 

Gesamtbetrag 

 
davon 

Restlaufzeit 
bis 1 Jahr 

 
davon 

Restlaufzeit 
über 1 Jahr 

davon 
Restlaufzeit 
zw. 1 und 5 

Jahre 

 
davon 

Restlaufzeit 
über 5 Jahre Art 

 
davon dinglich 

besichert 
der Sicherung 

EUR EUR EUR EUR EUR EUR 
Verbindlichkeiten 
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 

 
 

7.506.736,21 

 
 

278.173,08 

 
 

7.228.563,13 

 
 

1.318.188,26 

 
 

5.910.374,87 

 
 

2.300.000,00 

Vorjahr 8.989.539,56 278.044,25 8.711.495,31 1.590.421,79 7.121.073,52 
Hypothek 

2.400.000,00 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
     Hypothek 

und Leistungen 165.872,60 165.872,60 0,00 0,00 0,00 0,00 
Vorjahr 184.129,72 184.129,72 0,00 0,00 0,00 0,00 
sonstige Verbindlichkeiten 48.192,07 48.192,07 0,00 0,00 0,00 0,00 
Vorjahr 51.189,02 51.189,02 0,00 0,00 0,00 0,00 
davon aus Steuern 11.833,14 11.833,14 0,00 0,00 0,00 0,00 
Vorjahr 21.078,64 21.078,64 0,00 0,00 0,00 0,00 
davon im Rahmen der sozialen 
Sicherheit 

 
9.453,43 

 
9.453,43 

 
0,00 

 
0,00 

 
0,00 

 
0,00 

Vorjahr 12.964,11 12.964,11 0,00 0,00 0,00 0,00 
Summe Verbindlichkeiten 7.720.800,88 492.237,75 7.228.563,13 1.318.188,26 5.910.374,87 2.300.000,00 
Vorjahr    9.224.858,30 513.362,99 8.711.495,31 1.590.421,79 7.121.073,52 2.400.000,00  
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Bericht gemäß § 84 NÖ Gemeindeordnung 1973 
 

Bezüglich des Schuldenstandes zum 31.12.2019 verweisen wir auf die Bilanz zum 31.12.2019 - Punkt C. 
Verbindlichkeiten bzw. auf den Verbindlichkeitenspiegel. 

 
 

Aufwendungen für den Abschlussprüfer 
 

Die auf das Geschäftsjahr 2019 entfallenen Aufwendungen des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
2019 betragen netto 2.950,00 Euro. 

 

 

Sonstige Pflichtangaben 
 

Ereignisse nach dem Abschlussstichtag 
 

Durch den bundesweiten „shut-down“, die Schließung der Schulen und Kindergärten im Zuge des Ausbruchs von COVID-
19 in der ersten Jahreshälfte 2020, sowie die erhöhten Sicherheitsmaßnahmen im Rahmen des Epidemiegesetzes 1950 
waren die Auswirkungen auf das Unternehmen beträchtlich. Die Bautätigkeit wurde vollständig eingestellt, an den 
Schulen und Kindergärten das Facility Management auf einen Notbetrieb umgestellt. Mit der Normalisierung mit Mitte 
Mai konnten auch die Vorbereitungen für den Badebetrieb aufgenommen werden. 

 

Der Fortbestand der Gesellschaft ist trotz des schwierigen Umfeldes, vor allem der Folgen der COVID-19-Pandemie, 
gesichert. 

 
 

Zahl der Arbeitnehmer 
 

Die  durchschnittliche  Zahl   der   Arbeitnehmer   gegliedert   nach   Arbeitern   und   Angestellten   beträgt (§ 239 Abs. 
1 Z 1 UGB): 

 
   2019    2018  
Angestellte 4,5 5,3 
Arbeiter   6,2    7,3  
Gesamt   10,7    12,6  
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Angaben zu den Mitgliedern der Geschäftsführung 
 

Geschäftsführung: Name ab bis 
 Dr. Peter Svoboda 12.6.2020  
 DI Andreas Szerencsics 23.6.2011  
 DI(FH) Gerhard Winter MLS 23.6.2011 8.6.2020 

 
 

Angaben zu den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
 

Im Geschäftsjahr 2019 waren folgende Personen Mitglieder des Aufsichtsrates: 
 

Mitglieder des Aufsichtsrates: Name ab bis 
 DI Friedrich Brandstetter 23.4.2015  
 Christian Dlabaja 22.3.2020  
 DI Heinz Ernest Alfred Felsner 3.4.2017  
 Alfred Gruber 23.4.2015 22.3.2020 
 Ing. Jochen Pintar 22.3.2020  
 Jutta Polzer 1.12.2017  
 Philip Renner 13.4.2018  
 Reinhard Scheibelreiter 23.6.2011  
 Martin Söldner 23.4.2015 22.3.2020 
 Irene Wallner-Hofhansel 22.3.2020  
 DI Josef Wiesböck 23.6.2011 22.3.2020 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
.......................................................... 

Datum, Unterschrift des Geschäftsführers/ der 
Geschäftsführer 
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Darstellung Geschäftsverlauf 
 

Mit 01.12.2019 ist die Liegenschaft und das Bürohaus „Blaulichtzentrum“ zur Errichtung des neuen Feuerwehrhauses an 
die Stadtgemeinde Pressbaum verkauft worden, dargestellt in den sonstigen betrieblichen Erträgen. 
Die externen Erlöse aus Vermietung und Verpachtung konnten trotz des Verkaufs eines Bürohauses auf Vorjahres Niveau 
gehalten werden. 
Im Facility Management konnten durch die Ausweitung der Reinigungsdienstleistungen auf zusätzliche Gebäude die 
Erlöse deutlich gesteigert werden. 
Seitens der STGM wurden wir kurzfristig mit den Großprojekten Sanierung KIGA II und Bürgerservice, sowie diverser 
kleinerer Projekte im Laufe des Jahres, beauftragt. 

 

Aufgrund eines durch Schlechtwetter geprägten August 2019 waren die Freibad Erlöse im Geschäftsjahr 2019 rückläufig. 
Die Betriebskosten für das Freibad konnten durch Optimierungen der technischen Anlage signifikant gesenkt werden. 
Aufgrund massiven Personalmangels (Küche und Service) ist im Frühjahr die Entscheidung getroffen worden den 
Gastronomiebetrieb zu verpachten. Mit 01. Mai 2019 hat die Familie Bogner den Gastronomiebetrieb übernommen und 
führt den Betrieb ganzjährig. 

 

Die Zinsaufwendungen für die laufenden Verbindlichkeiten sind aufgrund des aktuellen Zinsniveaus weiter gesunken. 
Das Betriebsergebnis konnte gegenüber den Vorjahren deutlich gesteigert werden. 

 
 

 

 

Investitionen und Akquisitionen 
 

Die Schlussrechnung der Firma Swietelsky für das Freibad erfolgte mit Ende 2019, genauso wie die Anschaffungen 
diverser Kleingeräte (Kaffeemaschine, Notebook). 



Lagebericht 
PKomm - Pressbaumer Kommunal GmbH 

Dr. Heiss SteuerberatungsgesmbH 
Seite 35 

 

 

 

 

 

Vermögens- und Kapitalstruktur 
 

 

Risiken 
 

Neben der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist die PKomm finanziellen Risiken ausgesetzt, die sich aus möglichen 
Änderungen von Zinssätzen sowie der Bonität und Zahlungsfähigkeit von Kunden und Geschäftspartnern ergeben. Ein 
weiteres Risiko ist die laufende Corona Pandemie und die Entwicklung der politischen und finanziellen Situation in 
Pressbaum, wodurch notwendige Infrastrukturprojekte verzögert oder abgesagt werden können. 

 

Nachtragsbericht (Ereignisse nach dem Abschlussstichtag) 
 

Durch den bundesweiten „shut-down“, die Schließung der Schulen und Kindergärten im Zuge des Ausbruchs von COVID-
19 in der ersten Jahreshälfte 2020, sowie die erhöhten Sicherheitsmaßnahmen im Rahmen des Epidemiegesetzes 1950 
waren die Auswirkungen auf das Unternehmen beträchtlich. Die Bautätigkeit wurde vollständig eingestellt, an den 
Schulen und Kindergärten das Facility Management auf einen Notbetrieb umgestellt. Mit der Normalisierung mit Mitte 
Mai konnten auch die Vorbereitungen für den Badebetrieb aufgenommen werden. 

 

Prognosebericht 
 

Im Geschäftsjahr 2020 haben sich aufgrund der Corona Krise die Risiken stark erhöht. 
Auf Bestreben des Eigentümers und des AR Vorsitzenden wird im April 2020 die kaufmännische GF abgelöst und neu 
ausgeschrieben. Die technische GF ist ebenfalls in Diskussion. 
Die Entwicklung der Mieteinnahmen, speziell im Bereich der Schulen, ist aufgrund der Corona Krise nicht absehbar. 
Wenn es zu einem Ausfall oder zu einer Reduktion der Mietzahlungen kommt, können Liquiditätsprobleme entstehen. 
Eine realistische Prognose über den weiteren Geschäftsverlauf kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgegeben werden. 

 

Der Fortbestand der Gesellschaft ist trotz des schwierigen Umfeldes, vor allem der Folgen der COVID-19-Pandemie, 
gesichert. 
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Verwendung von Finanzinstrumenten 
 

Es wurden keine Finanzinstrumente verwendet. 
 
 

Zweigniederlassungen 
 

Es bestehen keine Zweigniederlassungen. 
 
 

Forschung und Entwicklung 
 

Die PKomm betreibt keine Forschung und Entwicklung. 
 
 

Kennzahlen gemäß Unternehmensreorganisationsgesetz (URG) 
 
 

Ermittlung der Eigenmittelquote gemäß § 23 URG: 
 2019 

  EUR 
2018 

  EUR 

Eigenkapital laut Bilanz 3.449.661,06 3.201.459,10 

Gesamtkapital (§224 Abs. 3 UGB) 11.216.785,49 12.457.677,37 
- von den Vorräten absetzbare Anzahlungen -185.560,28 0,00 
- Investitionszuschüsse   -1.875,00    -2.187,50  
= Gesamtkapital 11.029.350,21 12.455.489,87 

 
 

Eigenmittelquote gemäß § 23 URG: 
 

Eigenkapital x 100 
Gesamtkapital 

 

= 31,28 % 26,09 % 
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Ermittlung der fiktiven Schuldentilgungsdauer gemäß § 24 URG: 
  2019 

  EUR 
2018 

  EUR 

Rückstellungen 44.328,55 27.973,00 
+ Verbindlichkeiten 7.720.800,88 9.224.858,30 
- sonstige Wertpapiere und Anteile 0,00 0,00 
- von den Vorräten absetzbare Anzahlungen -185.560,28 0,00 
- liquide Mittel   -354.986,99    -415.175,93  
= effektives Fremdkapital 7.224.582,16 8.837.655,37 

 Ergebnis vor Steuern 193.973,27 1.215,68 
- 
+ 

Steuern vom Einkommen 
Abschreibungen auf das Anlagevermögen und Verluste aus dem 
Abgang von Anlagevermögen 

-45.771,31 
 

316.508,29 

-1.750,47 
 

296.072,19 
- Zuschreibungen zum Anlagevermögen und Gewinne aus dem 

Abgang von Anlagevermögen 
 

-148.780,71 
 

0,00 
- Auflösung Investitionszuschüsse -0,00 -0,00 

+/- Veränderung langfristiger Rückstellungen   0,00    0,00  
= Mittelüberschuss aus der Geschäftstätigkeit 315.929,54 295.537,40 

 

 

 
 

Fiktive Schuldentilgungsdauer gemäß § 24 URG: 
 

 

(effektives) Fremdkapital 
Mittelüberschuss aus der 

Geschäftstätigkeit 

 
= 22,9 Jahre 29,3 Jahre 

 

 

Nach § 22 des URG wird Reorganisationsbedarf vermutet, wenn die Eigenmittelquote weniger als 8 % und die fiktive 
Schuldentilgungsdauer mehr als 15 Jahre beträgt. 

 

 

 

 

 

 

 
.......................................................... 

Datum, Unterschrift des Geschäftsführers/ der 
Geschäftsführer 



 

 

 
 

Allgemeine Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe 

(AAB 2018) 
 

 

 
Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 

 

Präambel und Allgemeines 

 

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur 
Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in Ausübung 
dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten als 
auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder 
Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 oder 3 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des 
Auftrages werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen 
„Auftraggeber“ genannt). 

 

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe 
gliedern sich in zwei Teile: Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für 
Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens 
des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für 
Verbrauchergeschäfte gemäß Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz 
vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung) gelten sie 
insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 

 

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch 
eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu 
ersetzen. 

 

I. Teil 
 

1. Umfang und Ausführung des Auftrages 
 

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen 
Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt 
diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt im 
Zweifel (2)-(4): 

 

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen 
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern. 
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 

 

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen 
sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere 
umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen worden sind, es 
sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung. 

 

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 
WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 

 

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit. 



 

 

 
(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftrages hinaus. 

 
(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen 
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. 
Mitarbeiter im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den 
Auftragnehmer auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner 
betrieblichen Tätigkeit unterstützen, unabhängig von der Art der 
rechtsgeschäftlichen Grundlage. 

 
(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; 
ausländisches Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher 
Vereinbarung zu berücksichtigen. 

 
(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen 
oder sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in 
sich abgeschlossene Teile eines Auftrages. 

 
(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die 
von ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen 
der Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat 
der Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die 
anwendbaren datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu 
beachten. 

 
(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung – lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklärung dar. 

 
(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an 
den Auftragnehmer verpflichtet. 

 

 

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 

 
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis 
gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein 
können. Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die 
erst während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden. 

 
(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag 
zu Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten 
schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. 
Insbesondere gilt dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von 
Rechnungen. Stellt er allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem 
Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die 
Rechte des Auftraggebers zu wahren. 

 
(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und 
Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und 
Sachverständigentätigkeit schriftlich zu bestätigen. 

 
(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 

 

 

 



 

 

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 

 
(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der 
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 

 
3. Sicherung der Unabhängigkeit 

 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu 
verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers 
gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser Unabhängigkeit zu 
unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für 
Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen. 

 
(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen. 

 

4. Berichterstattung und Kommunikation 

 
(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten. 

 
(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 

 
(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 

 
(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon – insbesondere in Verbindung 
mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen 
Formen der elektronischen Kommunikation – nicht immer sichergestellt. 
Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur 
dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder 
elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird im Einzelfall der 
Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und 
Lesebestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen 
Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung von 
Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige 
Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer 
gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an Mitarbeiter außerhalb 
der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 

 

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-VO, (EU) Nr. 910/2014) 
erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit), 
soweit dies innerhalb der Parteiendisposition liegt. 
(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der 
Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von 
Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 



 

 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, 
Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen 
und dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 
1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher 
als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an 
einen Dritten zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des 
Auftragnehmers. 
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller 
noch nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 

 
(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt 
der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 

 

6. Mängelbeseitigung 

 
(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, 
den Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist 
berechtigt, auch über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte 
Dritte von der Änderung zu verständigen. 

 
(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten 
sind; dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung 
des Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung 
nicht abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der 
beanstandeten Tätigkeit des Auftragnehmers. 

 
(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger 
Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 

 

7. Haftung 

 
(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 
2 ABGB wird ausgeschlossen. 

 
(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache de
r Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß 
§ 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 
(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst 
sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob 
Schäden in einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren 
entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger 
Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander 
in rechtlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein 
einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner Schadensfall, auch wenn er 
auf mehreren Pflichtverletzungen beruht. Weiters ist, außer bei 
vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftragnehmers für 
entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- oder ähnliche 
Schäden, ausgeschlossen. 

 
(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem 
Schaden Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei 
Jahren ab Eintritt des (Primär)Schadens nach dem 
anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden, 
sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend andere 
Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

 
(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung 
des Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum 
Ersatz verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne 

Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 

 
(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 

 
(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- 
oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen 
den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer haftet, 
unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des 
Dritten.  
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(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 
ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder 
auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach 
ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer 
und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im 
Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 

 
(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- 
und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den Substituten des 
Auftragnehmers. 

 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 

 
(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle 
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den 
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, 
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 

 
(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
(insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

 

 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche 
berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit 
Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 
gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

 
(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne 
der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rahmen 
des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der Auftragnehmer 
ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der 
Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer überlassene 
Materialien (Papier und Datenträger) werden grundsätzlich nach 
Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftraggeber 
oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder wenn 
dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer verwahrt oder vernichtet. 
Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren soweit er 
diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen benötigt 
oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 

 
(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den 
Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten 
gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer berechtigt, den 
entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. 
Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang mit 
dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von der 
Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen 
Dritten erteilt werden. 

 

 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 

 
(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen 
(siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer bestehenden 
Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 

 
(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 

sich nach Punkt 11. 

 
(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch 
nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit 
Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes schriftlich vereinbart 
ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines Kalendermonats beendet 
werden. 
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(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke 
vom Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), 
deren vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist 
(grundsätzlich) möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach 
Beginn des Laufs der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im 
Sinne des Punktes 4 (2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende 
Auftragsstand ist innerhalb der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern 
sämtliche erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt 
werden und soweit nicht ein wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

 
(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen 
die über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem 
Einverständnis des Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. 
Auf diesen Umstand ist der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß 
Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen. 

 

 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

 
(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine 
ihm nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des 
Auftraggebers begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers 
auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie 
des verursachten Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem 
Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht. 

 
(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, 
wenn der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) 
zweimal nachweislich nicht nachkommt. 

 

 

11. Honoraranspruch 

 
(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem 
Fall nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung 
seiner und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben 
unterlässt. 

 
(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt 
für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird oder 
dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt 
(auf Punkt 
11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind 
gegebenenfalls zu aliquotieren. 

 
(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch 
berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit 
der Erklärung, dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag 
als aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 

 
(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) 
durch den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen 
Honoraranspruch für drei Monate. 

 
12. Honorar 

 
(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls 
gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene Entlohnung 
geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers 
ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen 
Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine andere Vereinbarung 
getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste 
Schuld anzurechnen. 

 
(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde. 

 
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 

 
(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur 
Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert verrechnet 
werden. 
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(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 

 
(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer 
zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im Folgenden (7) bis (9): 

 
(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 

 
(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 

 
(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen 
für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. anzusehen. 

 
(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 

 
(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 

 
(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit 
Ende der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 

 
(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 

 
(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 

 
(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- 
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 

 
(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 

 
(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen 
und seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse 
abhängig machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer 
Leistungen bis zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger 
Vorschüsse gemäß Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von 
Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 

 
(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

 
(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 

 

13. Sonstiges 

 
(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner 
noch offenen Forderung. 
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(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren 
und ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht 
trifft, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
an den Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden 
Wirtschaftstreuhänder, die Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser 
Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes Honorar 
(Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format aus 
besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese 
ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung 
steht diesfalls dafür nicht zu. 

 
(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers 
alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner Tätigkeit von 
diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel 
zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die 
Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, 
die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien 
anfertigen. Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber 
übermittelt worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein 
angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 

 
(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. 
Bei Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer 
nach zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten 
zurückstellen und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen 
(Punkt 12. gilt sinngemäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf 
Kosten des Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer 
haftet im Weiteren nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder 
Vernichtung der Unterlagen. 

 
(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern 
oder anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch 
bei ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste. 

 
(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder 
ein anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf 
ein Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom 
erfolgten Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte 
Betrag entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 

 

 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 

 
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 

 
(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung – das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 



Gemeinderatssitzung 10.11.2020 – öffentlicher Teil  
 

 
 

II. Teil 
 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 
 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 
 

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 
 

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 

 

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 
4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht. 

 

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er von 
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers 
sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu 
laufen. Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 

 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses Vertrages 
angebahnt hat, 

 

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind 
oder 

 

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb ihrer 
Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 nicht übersteigt. 

 

Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine Vertragserklärung 
oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das 
Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird. 

 

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um Zug 

 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen Aufwand zu ersetzen, 

 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
 

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 

 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 
 

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann 
zu zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 

4 

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom 
Auftragnehmer gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen. 

 

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 
 

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage 
gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der 
Wohnsitz, der gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 
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(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer 
zweimonatigen Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben Jahres kündigen. 

 

(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann 
die Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

 

(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden. 

 

(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der Kündigungsfrist 
liegenden Kündigungstermin wirksam 

 

 

 

 

 

 

 

 

........................................... 
Datum, Unterschrift 
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Zu Top 18 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen  
 
Homeofficeplätze  
  
Sachverhalt (vorbereitet von StR Tweraser /E. Stattin): 
 
Aufgrund der hohen positiven Testungen und Quarantänebescheide der BH St. 
Pölten der Bediensteten des Rathauses ist es zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes erforderlich für jeden einzelnen Bediensteten einen Homeofficeplatz 
zur Verfügung zu stellen.  
Kosten ca. € 27.000,-- netto 
Bedeckung: 1/612-611 Straßenkehren € 13.000,-- und 1/132-458 Corona € 15.000,-- 
1/131-64020 Sachverständigenkosten Verkehrssachverständiger € 10.000,-- 
 
StR Tweraser stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge gem. §38 NÖ GO im Nachhinein zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes jedem Bediensteten einen Homeofficeplatz mit Kosten von ca. € 
27.000,-- netto zur Verfügung zu stellen, beschließen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: GR. Dr. Großkopf 
Mehrheitlich angenommen 
 

18a) Grippeimpfung für Pressbaumer BürgerInnen von 60 – 65 Jahren 
Sachverhalt: 
Kinder bis 15 Jahre (im Rahmen des kostenfreien Kinderimpfprogramms) und 
Menschen ab dem 65. Lebensjahr bekommen die Grippeimpfung vom Land 
Niederösterreich gratis.  
Es ist angedacht, Menschen zwischen 60 und 65 Jahren, welche den 
Heizkostenzuschuss beziehen oder bei der Tafel in Pressbaum registriert sind und 
den Hauptwohnsitz in Pressbaum haben, dieses Jahr die Grippeimpfung ebenso 
gratis zu ermöglichen. 
Die Apotheke Pressbaum führt eine Warteliste für die Grippeimpfung, die Reihung 
erfolgt nach Anmeldung. Die Warteliste wird deshalb geführt, weil die Apotheke 
Pressbaum die Impfdosen in aufgeteilten Chargen geliefert bekommt. 
 
Es handelt sich ca. um 45 Personen in Pressbaum, für welche die Kosten für die 
Grippeimpfung übernommen werden soll. 
Die Kosten pro Grippeimpfung belaufen sich auf € 20,--35,-- diese beinhalten den 
Impfstoff und die ärztliche Leistung.  
Geht man davon aus, dass durch die Coronakrise noch der/die ein/e oder andere 
Bürger/in hinzukommt, ist mit einem Kostenaufwand von maximal € 2.000 zu 
rechnen. 
Die Bedeckung ist über die Konten 1/469-728 (Familienfreundliche Gemeinde) und 
1/512-728 (Gesunde Gemeinde) gegeben. 
Die Kontrolle der Kriterien (Heizkostenzuschuss oder Tafel, Hauptwohnsitz in 
Pressbaum, Alter und Rechnung zur Impfung) soll durch die Bürgerservicestelle 
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erfolgen. Der Betrag soll dann der/dem BürgerIn per Überweisung rückerstattet 
werden. 
 

GR Ingeborg Holzer stellt den Antrag 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge den Beschluss fassen € 2.000,-- für die Grippeimpfung von 

Pressbaumer Bürger und Bürgerinnen, welche zwischen 60 und 65 Jahre alt sind, 

Heizkostenzuschuss erhalten oder bei der Tafel registriert sind und den Hauptwohnsitz 

in Pressbaum haben, zur Verfügung zu stellen. 

Entscheidung: 
Dafür: Einstimmig 
Wortmeldungen: GR Ing. Woletz, GR Holzer,  
 

b) Stadtbibliothek Pressbaum  
1) Verlängerung der Jahresleserkarten (vor dem 13.03.2020) um 65 Tage  
Sachverhalt (vorbereitet von GR Niemeczek BSc/ S. Lötsch)  

Die Stadtbibliothek konnte während des Lockdowns von 13.03.2020 bis 17.05.2020 

(65 Tage) von den Leserinnen und Lesern nicht genutzt werden. Zum Zweck der 

Kundenbindung und der Werbewirksamkeit ist daher für Erwachsene, die sich vor 

dem Lockdown einschrieben ließen, eine Verlängerung der Jahresmitgliedschaft um 

65 Tage angedacht. Jahreskarten sind nicht in einem Jahr gültig, sondern ein Jahr 

ab dem Kaufdatum. Daher ist eine Verlängerung gut von der Bibliotheksverwaltung 

durchführbar.  

GR Niemeczek BSc stellt den  

Antrag  
Der Gemeinderat möge beschließen, die Jahresmitgliedschaft der betreffenden 

Leserinnen und Leser um 65 Tage zu verlängern.  

Entscheidung  
Dafür: Einstimmig 
 

2) Schließzeit während der Weihnachtsferien (23.12.2020 bis 07.01.2021)  
Sachverhalt (vorbereitet von GR Niemeczek BSc/ S. Lötsch)  

 

Das Bibliotheksteam empfiehlt eine Schließzeit in den Weihnachtsferien von 

23.12.2020 bis 07.01.2021. Einerseits, um Resturlaubstage zu konsumieren und 
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andererseits, gegebenenfalls noch Angelegenheiten der Systemumstellung der 

Bibliothekssoftware zu regeln.  

Zukünftig sollen Schließzeiten durch eine Ergänzung in der Bibliotheksordnung 

(Vereinbarung zwischen Stadtbibliothek und Stadtgemeinde Pressbaum) geregelt 

werden. Diese wird in einer künftigen Gemeinderatssitzung zur Abstimmung 

gebracht.  

 

GR Niemeczek BSc stellt den  

Antrag  
Der Gemeinderat möge eine Schließzeit der Bibliothek von 23.12.2020 bis 

07.01.2021 genehmigen.  

Entscheidung  
Dafür: Einstimmig 
 

 
c – Schrägparkordnung 
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Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: GR Ing. Ded 
Mehrheitlich angenommen 
 
 
 
 
Zu Top 19 – Berichte 
Bgm: Bartberg Hotel – Termin vereinbaren zwischen Grundstückseigentümer und 
GR Dr. Ecker. 
GR Großkopf:  Bewohner Bartberg, bzgl. Bausperre Stellungnahmen – werden noch 
bearbeitet 
 
 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 19:37 Uhr 

 

V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:               Die Schriftführerin: 
 

 

.......................................             ………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner                               Evelyn Stattin      
  
 
 
 
           
Die Protokollprüfer: 
 
 
 
…………………………………..   ............................................ 
StR Thomas Tweraser (ÖVP)   Christine Leininger (DIE GRÜNEN)
        
 
 
 
.......................................................   ................................................ 
StR Alfred Gruber (SPÖ)    Wolfgang Kalchhauser (WIR!) 
      
 
 
 
 
……………………………………………. 
GR Anna-Leena Krischel bakk.phil (FPÖ) 



 

  

 

 

Dimensionen

 VA 2020
 Covid 19
Mindereinnahmen und Mehrausgaben
 KIG
 Lockdown mit Telearbeit
 Vorbereitung vom VA 2021
 Telefonkonferenz mit Gemeindeaufsicht
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